
Seite 1 von 83 

 

 

Westwing Group SE 

Berlin 

ISIN DE000A2N4H07 / WKN A2N4H0 

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2023 

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der am 

Dienstag, den 16. Mai 2023, 

um 10:00 Uhr (MESZ) im  

Haus der Bayerischen Wirtschaft, Max-Joseph-Straße 5, 80333 München 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung der Westwing Group SE (nachstehend 
auch die "Gesellschaft") eingeladen. 

 

I. Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des vom Aufsichtsrat gebil-
ligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2022, des zusammengefassten 
Lageberichts für die Gesellschaft und den Konzern für das Geschäftsjahr 
2022, des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 und des erläu-
ternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a, 315a HGB in 
der für das Geschäftsjahr 2022 anwendbaren Fassung 

Die vorstehend genannten Unterlagen sind ab dem Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung sowie auch während der Hauptversammlung im Internet unter  

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich. Sie werden auch in der Hauptversammlung näher erläutert. 



Seite 2 von 83 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss der Westwing 
Group SE und den Konzernabschluss zum 31. Dezember 2022 gebilligt. Damit ist 
der Jahresabschluss der Westwing Group SE zum 31. Dezember 2022 nach § 172 
AktG festgestellt. Es bedarf zu diesem Tagesordnungspunkt 1 deshalb keiner Be-
schlussfassung der Hauptversammlung. 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden 
Mitgliedern des Vorstands der Westwing Group SE für diesen Zeitraum Entlastung 
zu erteilen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden 
Mitgliedern des Aufsichtsrats der Westwing Group SE für diesen Zeitraum Entlas-
tung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und Konzernab-
schlussprüfers sowie des Prüfers für die etwaige prüferische Durchsicht des 
verkürzten Abschlusses und des Zwischenlageberichts sowie für eine etwaige 
prüferische Durchsicht zusätzlicher unterjähriger Finanzinformationen 

a) Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die 
PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt 
a.M., Büro München, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für 
das Geschäftsjahr 2023 zu bestellen. Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung 
seines Prüfungsausschusses vor, die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt a.M., Büro München, zum Prüfer für 
eine etwaige prüferische Durchsicht zusätzlicher unterjähriger Finanzinfor-
mationen (§ 115 Abs. 7 WpHG) im Geschäftsjahr 2023 zu bestellen.  

b) Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die 
PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt 
a.M., Büro München, zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht zu-
sätzlicher unterjähriger Finanzinformationen (§ 115 Abs. 7 WpHG) im Ge-
schäftsjahr 2024 bis zur nächsten Hauptversammlung zu bestellen. 

Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung frei von ungebührlicher 
Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine die Auswahlmöglichkeiten 
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beschränkende Klausel im Sinne von Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferver-
ordnung auferlegt wurde (Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. April 2014 über spezifische Anforderungen an die 
Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung 
des Beschlusses 2005/909/EG der Kommission). 

5. Beschlussfassung über die Billigung des nach § 162 AktG erstellten und ge-
prüften Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 2022 

Gemäß § 162 AktG sind Vorstand und Aufsichtsrat verpflichtet, jährlich einen Be-
richt über die den Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats im letzten Ge-
schäftsjahr gewährte und geschuldete Vergütung (Vergütungsbericht) zu erstellen 
und diesen der Hauptversammlung zur Billigung gemäß § 120a Abs. 4 AktG vor-
zulegen. 

Der von Vorstand und Aufsichtsrat für das Geschäftsjahr 2022 erstellte Vergü-
tungsbericht wurde gemäß den Vorgaben des § 162 Abs. 3 AktG durch den Ab-
schlussprüfer PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Frankfurt am Main, Büro München, geprüft. Der vom Abschlussprüfer erstellte 
Vermerk ist dem Vergütungsbericht beigefügt. 

Der Vergütungsbericht ist nachfolgend unter Abschnitt II.1 wiedergegeben. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und ge-
prüften Vergütungsbericht der Westwing Group SE für das Geschäftsjahr 2022 zu 
billigen. 

6. Beschlussfassung über die Billigung einer Anpassung des Vergütungssystems 
für die Mitglieder des Vorstands 

Die Hauptversammlung hat bei jeder wesentlichen Änderung des Vergütungssys-
tems für die Mitglieder des Vorstands, mindestens jedoch alle vier Jahre, über die 
Billigung des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergütungssystems für die Mitglieder 
des Vorstands zu beschließen. Der Aufsichtsrat hat das von der Hauptversammlung 
am 5. August 2021 gebilligte Vergütungssystem weiterentwickelt. Die Änderungen 
betreffen insbesondere die Einführung eines rollierenden Systems, Möglichkeiten 
zur Korrektur, Reduktion der Maximalvergütung, Konkretisierung der Key Perfor-
mance Indicators und weitere Anpassungen entsprechend der Nachhaltigkeitsstra-
tegie der Gesellschaft. 

Aufgrund dieser Änderungen soll das Vergütungssystem der Hauptversammlung 
erneut zur Billigung vorgelegt werden. 
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Das vollständige Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands ist nachfol-
gend unter Abschnitt II.2 wiedergegeben. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, das unter Abschnitt II.2 wiedergegebene und vom 
Aufsichtsrat am 29. März 2023 final zur Vorlage an die Hauptversammlung be-
schlossene Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands zu billigen.  

7. Wahlen zum Aufsichtsrat 

Mit Beendigung dieser Hauptversammlung endet die Amtszeit sämtlicher Auf-
sichtsratsmitglieder der Gesellschaft, und zwar von Christoph Barchewitz, Dr. An-
tonella Mei-Pochtler, Michael Hoffmann, Mareike Wächter und Susanne Samwer. 
Alle derzeitigen Aufsichtsratsmitglieder stehen für eine Wiederwahl zur Verfü-
gung. 

Gemäß Art. 40 Abs. 2 Satz 1 SE-VO, § 17 Abs. 1 SEAG und § 10 Abs. 1 der Sat-
zung setzt sich der Aufsichtsrat der Westwing Group SE aus fünf von der Haupt-
versammlung zu wählenden Mitgliedern zusammen. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

„a) Herr Christoph Barchewitz, 

wohnhaft in London, Großbritannien 
Chief Executive Officer der Global Fashion Group S.A. mit Sitz in Luxem-
burg  

b) Frau Dr. Antonella Mei-Pochtler, 

wohnhaft in Wien, Österreich 
selbstständige Unternehmerin bei der Pochtler Management GmbH mit Sitz 
in Wien sowie Senior Advisor Boston Consulting Group mit Sitz in München 
und Mitglied in verschiedenen Aufsichtsräten  

c) Herr Michael Hoffmann, 

wohnhaft in München, Deutschland 
selbstständiger Unternehmensberater (Diplom-Kaufmann) 
Mitglied des Vorstands des gemeinnützigen Vereins Münchner Tafel e.V. mit 
Sitz in München 
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d) Frau Mareike Wächter, 

wohnhaft in München, Deutschland 
Geschäftsführerin der Banovo GmbH mit Sitz in München 

e) Frau Susanne Samwer,  

wohnhaft in München, Deutschland 
selbstständige Finanzdirektorin (Director Finance) für HZG Additive           
Manufacturing Tech Fund mit Sitz in Coburg, 

werden jeweils zum Mitglied des Aufsichtsrats der Westwing Group SE gewählt. 

Die Wahl erfolgt mit Wirkung ab Beendigung der Hauptversammlung am 16. Mai 
2023 bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 
Geschäftsjahr 2025 beschließt." 

Die vorgenannten Wahlvorschläge stützen sich auf die Empfehlung des Nominie-
rungsausschusses des Aufsichtsrats und berücksichtigen die vom Aufsichtsrat für 
seine Zusammensetzung beschlossenen Ziele sowie das vom Aufsichtsrat erarbei-
tete Kompetenzprofil für das Gesamtgremium einschließlich Finanzexpertise ge-
mäß § 100 Abs. 5 AktG; er steht zudem im Einklang mit dem von der Gesellschaft 
verfolgten Diversitätskonzept. 

Die Wahl soll im Wege der Einzelabstimmung stattfinden.  

Die Lebensläufe der Kandidaten, die jeweils insbesondere über relevante Kennt-
nisse, Fähigkeiten und fachliche Erfahrungen Auskunft geben, sind vom Tag der 
Einberufung der Hauptversammlung an unter  

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich.  

Weitere Angaben 

a) Wahl von Christoph Barchewitz  

Angaben gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 

Herr Barchewitz ist im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung die-
ser Hauptversammlung in keinen anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichts-
räten und in keinen vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien 
von Wirtschaftsunternehmen Mitglied.  
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Angaben gemäß den Empfehlungen des Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats ist Herr Barchewitz als unabhängig ein-
zustufen. Es bestehen nach Einschätzung des Aufsichtsrats keine im Sinne 
von Empfehlung C.13 DCGK offenzulegenden persönlichen oder geschäftli-
chen Beziehungen von Herrn Barchewitz zur Gesellschaft, deren Konzernun-
ternehmen, den Organen der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Ge-
sellschaft beteiligten Aktionär.  

b) Wahl von Dr. Antonella Mei-Pochtler 

Angaben gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 

Nachfolgend ist unter (1) angegeben, in welchen Unternehmen Frau Dr. Mei-
Pochtler Mitglied eines anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsrats und 
unter (2) in welchen Unternehmen sie Mitglied eines vergleichbaren in- oder 
ausländischen Kontrollgremiums ist:  

(1) ProSiebenSat.1 Media SE, Unterföhring (börsennotiert) – Mitglied des 
Aufsichtsrats und Mitglied des Prüfungsausschusses sowie des Präsi-
dial- und Nominierungsausschusses 

(2) Publicis Groupe S.A., Paris, Frankreich (börsennotiert) – Mitglied des 
Aufsichtsrats, Mitglied des Vergütungsausschusses, Mitglied des Stra-
tegieausschusses und Mitglied des Nachhaltigkeitsausschusses  

Assicurazioni Generali S.p.A., Triest, Italien (börsennotiert) – Mitglied 
des Aufsichtsrats und Mitglied des Ausschusses Innovation und für so-
ziale und ökologische Nachhaltigkeit sowie Mitglied des Ausschusses 
für Transaktionen mit nahestehenden Personen 

Plenitude SpA, Mailand, Italien (nicht-börsennotiertes Unternehmen) - 
Mitglied des Aufsichtsrats 

UnternehmerTUM (nicht-börsennotiertes Unternehmen) - Mitglied des 
Verwaltungsrats des TUM Venture Labs 

Angaben gemäß den Empfehlungen des Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats ist Frau Dr. Mei-Pochtler als un-
abhängig einzustufen. Es bestehen nach Einschätzung des Aufsichtsrats keine 
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im Sinne von Empfehlung C.13 DCGK offenzulegenden persönlichen oder 
geschäftlichen Beziehungen von Frau Dr. Mei-Pochtler zur Gesellschaft, de-
ren Konzernunternehmen, den Organen der Gesellschaft oder einem wesent-
lich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär. 

c) Wahl von Michael Hoffmann 

Angaben gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 

Nachfolgend ist unter (1) angegeben, in welchen Unternehmen Herr Michael 
Hoffmann Mitglied eines anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsrats und 
unter (2), in welchen Unternehmen er Mitglied eines vergleichbaren in- oder 
ausländischen Kontrollgremiums ist:  

(1) Telefónica Deutschland Holding AG, München (börsennotiert) – Mit-
glied des Aufsichtsrats und Vorsitzender des Prüfungsausschusses  

(2) keine 

Angaben gemäß den Empfehlungen des Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats ist Herr Hoffmann als unabhängig ein-
zustufen. Es bestehen nach Einschätzung des Aufsichtsrats keine im Sinne 
von Empfehlung C.13 DCGK offenzulegenden persönlichen oder geschäftli-
chen Beziehungen von Herrn Hoffmann zur Gesellschaft, deren Konzernun-
ternehmen, den Organen der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Ge-
sellschaft beteiligten Aktionär. 

d) Wahl von Mareike Wächter 

Angaben gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 

Frau Wächter ist im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung dieser 
Hauptversammlung in keinen anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 
und in keinen vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen Mitglied.  

Angaben gemäß den Empfehlungen des Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats ist Frau Wächter als unabhängig einzu-
stufen. Es bestehen nach Einschätzung des Aufsichtsrats keine im Sinne von 
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Empfehlung C.13 CGK offenzulegenden persönlichen oder geschäftlichen 
Beziehungen von Frau Wächter zur Gesellschaft, deren Konzernunterneh-
men, den Organen der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft 
beteiligten Aktionär.  

e) Wahl von Susanne Samwer 

Angaben gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 

Frau Samwer ist im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung dieser 
Hauptversammlung in keinen anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 
und in keinen vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen Mitglied.  

Angaben gemäß den Empfehlungen des Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex 

Die nach Einschätzung des Aufsichtsrats für die Wahlentscheidung relevan-
ten persönlichen und geschäftlichen Beziehungen der vorgeschlagenen Kan-
didatin zum Unternehmen, den Organen der Gesellschaft und einem wesent-
lich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär werden wie folgt offengelegt: 

Frau Samwer ist Ehefrau von Oliver Samwer, dem Vorstandsvorsitzenden 
(CEO) der Rocket Internet SE, welche wiederum zum Zeitpunkt der Einbe-
rufung zur Hauptversammlung mit mehr als 25% der Stimmen an der West-
wing Group SE beteiligt ist. Nach Einschätzung des Aufsichtsrats gilt sie als 
nicht unabhängig.  

Allen Kandidaten steht nach ihrer Einschätzung genügend Zeit für die Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben im Aufsichtsrat der Westwing Group SE zur Verfügung. 

8. Beschlussfassung über eine Satzungsänderung zur Schaffung einer Ermächti-
gung für die Durchführung von virtuellen Hauptversammlungen  

Gemäß einer gesetzlichen Neuregelung kann die Satzung vorsehen oder den Vor-
stand dazu ermächtigen vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung 
abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung).  

Vorstand und Aufsichtsrat der Gesellschaft stimmen darin überein, dass sich das 
virtuelle Hauptversammlungsformat in den vergangenen Hauptversammlungen 
grundsätzlich bewährt hat und der Gesetzgeber mit den neuen Regelungen die Ak-
tionärsrechte in der virtuellen Hauptversammlung der Präsenzhauptversammlung 
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angeglichen hat. Folglich soll die Möglichkeit, Hauptversammlungen virtuell abzu-
halten, auch künftig erhalten bleiben. Vorstand und Aufsichtsrat sind der Auffas-
sung, dass die Abhaltung als virtuelle Hauptversammlung nicht unmittelbar durch 
Satzungsregelung angeordnet werden sollte, sondern dass der Vorstand durch die 
nachstehende Satzungsregelung ermächtigt werden soll, bei der Einberufung einer 
Hauptversammlung jeweils neu zu entscheiden, ob die Hauptversammlung virtuell 
oder in Präsenz stattfinden soll. Vorstand und Aufsichtsrat werden vor jeder Haupt-
versammlung erneut, jeweils unter Berücksichtigung der Aktionärsinteressen ab-
wägen und über das Format der Hauptversammlung im besten Interesse des Unter-
nehmens einschließlich der Interessen der Aktionäre entscheiden. In die Abwägung 
fließen auch Aspekte des Gesundheitsschutzes der Beteiligten, Aufwand und Kos-
ten sowie Nachhaltigkeitserwägungen ein. 

Eine solche Satzungsregelung muss befristet werden, wobei die Frist maximal fünf 
Jahre ab Eintragung der entsprechenden Satzungsänderung in das Handelsregister 
der Gesellschaft beträgt. Die Verwaltung hat entschieden diese gesetzliche Höchst-
frist nicht vollumfänglich auszunutzen und stattdessen die Ermächtigung bis ein-
schließlich zur Hauptversammlung über das Geschäftsjahr 2025 zu befristen.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

„Ein neuer § 16a wird in der Satzung der Gesellschaft wie folgt ergänzt:  

„§ 16a Virtuelle Hauptversammlung 

(1) Der Vorstand ist bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die 
Entlastung für das Geschäftsjahr 2025 beschließt, ermächtigt vorzusehen, 
eine Hauptversammlung der Gesellschaft ohne physische Präsenz der Aktio-
näre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abzuhalten 
(virtuelle Hauptversammlung). Im Falle der virtuellen Hauptversammlung 
findet § 16 Abs. 2 Satz 2 der Satzung keine Anwendung. 

Die Regelungen in dieser Satzung betreffend die Einberufung und Durchfüh-
rung der Hauptversammlung der Gesellschaft gelten entsprechend im Fall ei-
ner virtuellen Hauptversammlung, soweit in der Satzung oder im Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Den Mitgliedern des Aufsichtsrats, mit Ausnahme des Versammlungslei-
ters, ist eine Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung im Wege der 
Bild- und Tonübertragung gestattet.“ “ 
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9. Beschlussfassung über die Aufhebung einer Ermächtigung des Vorstands zur 
Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. einer Kombi-
nation dieser Instrumente) mit gleichzeitiger Neuerteilung einer Ermächti-
gung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldver-
schreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombination dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsaus-
schlusses sowie die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2018 und Schaffung ei-
nes neuen Bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2023) und die entsprechende 
Satzungsänderung 

Die Hauptversammlung vom 21. September 2018 hatte den Vorstand ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats, in der Zeit vom 21. September 2018 bis zum 
20. September 2023 im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 Wan-
delschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombination dieser Instru-
mente (die „Schuldverschreibungen“) mit Bezugsrechten auf Aktien der Gesell-
schaft auszugeben. Das Grundkapital der Gesellschaft war dementsprechend um bis 
zu EUR 5.000.000,00 bedingt erhöht („Bedingtes Kapital 2018“). Von der Ermäch-
tigung wurde kein Gebrauch gemacht.  

Um der Gesellschaft in den kommenden fünf Jahren weiterhin die Möglichkeiten 
zur Herstellung einer optimalen Finanzierungsstruktur und die erforderliche Flexi-
bilität zur Ausgabe von Schuldverschreibungen unter vereinfachtem Bezugsrechts-
ausschluss entsprechend Art. 5 SE-VO i.V.m. §§ 221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG zu geben, soll eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Options-
/Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschrei-
bungen oder einer Kombination dieser Instrumente mit der Möglichkeit zum Aus-
schluss des Bezugsrechts geschaffen werden. Der maximale Gesamtnennbetrag der 
unter der neu zu schaffenden Ermächtigung auszugebenden Schuldverschreibungen 
soll EUR 50.000.000,00 betragen und das Volumen des zur Bedienung der Schuld-
verschreibungen zu schaffenden neuen Bedingten Kapitals 2023 EUR 2.000.000,00 
(entspricht weniger als 10% des aktuellen Grundkapitals) betragen. 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

„a) Ermächtigung zur Ausgabe von Options-/Wandelschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen:  

aa) Ermächtigungszeitraum, Nennbetrag, Aktienzahl  

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis 
zum 15. Mai 2028 (einschließlich) einmalig oder mehrmals auf den In-
haber oder auf den Namen lautende Options-/Wandelschuldverschrei-
bungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente) (nachfolgend zusammen auch 
„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 50.000.000,00 auszugeben und den Gläubigern (nachfolgend die 
„Inhaber“) der jeweiligen, unter sich gleichberechtigten Teilschuldver-
schreibungen, Options- bzw. Wandlungsrechte auf neue, auf den Inha-
ber lautende Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital von insgesamt bis zu EUR 2.000.000,00 nach näherer 
Maßgabe der Bedingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren. 

bb) Währung, Ausgabe durch Gesellschaften, an denen die Gesellschaft mit 
Mehrheit beteiligt ist  

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch unter Begren-
zung auf den entsprechenden Euro-Gegenwert in der gesetzlichen Wäh-
rung eines OECD-Landes begeben werden. Die Schuldverschreibungen 
können auch durch eine hundertprozentige unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligungsgesellschaft der Gesellschaft ausgegeben werden; für die-
sen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats für die Gesellschaft die Garantie für Schuldverschreibungen zu 
übernehmen und den Inhabern von Schuldverschreibungen Options- 
bzw. Wandlungsrechte auf neue, auf den Inhaber lautende Stückaktien 
der Gesellschaft zu gewähren. 

cc) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss 

Die Schuldverschreibungen sind den Aktionären zum Bezug anzubie-
ten. Sie können auch von einem Kreditinstitut oder einem Konsortium 
von Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten. Kreditinstituten gleichgestellt 
sind nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des 
Gesetzes über das Kreditwesen tätige Unternehmen. Werden 
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Schuldverschreibungen von einer hundertprozentigen mittelbaren oder 
unmittelbaren Beteiligungsgesellschaft ausgegeben, hat die Gesell-
schaft die Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre 
der Gesellschaft nach Maßgabe der vorstehenden Sätze sicherzustellen. 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszu-
schließen: 

- Für Spitzenbeträge; 

- wenn und soweit die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen 
Bareinlage erfolgt und der Ausgabepreis ihren nach anerkannten 
finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen 
Marktwert zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausga-
bebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich unterschreitet und 
die so ausgegebenen Schuldverschreibungen nur Umtausch- 
und/oder Optionsrechte auf Aktien von bis zu 10% des Grundka-
pitals gewähren; auf den vorgenannten Höchstbetrag sind sämtli-
che Aktien anzurechnen, die unter Ausschluss des Bezugsrechts 
nach oder in entsprechender Anwendung von Art. 5 SE-VO 
i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ab dem Zeitpunkt der Eintragung 
dieser Ermächtigung ausgegeben oder veräußert werden; 

- soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor 
ausgegebenen Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem 
Umfang gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung eines 
Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Opti-
ons- oder Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde; oder 

- soweit die Schuldverschreibungen in Zusammenhang mit dem 
Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder 
Unternehmensteilen gegen Bar- und/oder Sachgegenleistungen 
ausgegeben werden. 

dd)  Options- und Wandlungsrecht 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 
Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, 
die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegen-
den Bedingungen der Schuldverschreibung zum Bezug von neuen, auf 
den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft berechtigen. Die Op-
tionsbedingungen können vorsehen, dass der Optionspreis auch durch 
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Übertragung von Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine 
bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Der anteilige Betrag des Grundka-
pitals, der auf die je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien 
entfällt, darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibungen nicht über-
steigen.  

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die 
Inhaber das unentziehbare Recht, ihre Teilschuldverschreibungen ge-
mäß den festgelegten Bedingungen der Schuldverschreibungen in neue, 
auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. 
Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags 
oder des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags einer Teil-
schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 
Aktie der Gesellschaft und kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerun-
det werden. Es kann vorgesehen werden, dass das Umtauschverhältnis 
variabel ist und der Wandlungspreis innerhalb einer festzulegenden 
Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses 
während der Laufzeit oder während eines bestimmten Zeitraums inner-
halb der Laufzeit festgesetzt wird. Ferner können eine in bar zu leis-
tende Zuzahlung und die Zusammenlegung oder ein Ausgleich für nicht 
wandlungsfähige Spitzen festgesetzt werden. Der anteilige Betrag des 
Grundkapitals, der auf die je Teilschuldverschreibung zu beziehenden 
Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibungen 
nicht übersteigen. 

ee) Gewährung bestehender Aktien 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können das Recht der Ge-
sellschaft vorsehen, im Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung 
nicht neue Aktien zu gewähren, sondern deren Gegenwert in Geld zu 
zahlen. Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch vor-
sehen, dass die Schuldverschreibungen nach Wahl der Gesellschaft statt 
in neue Aktien aus bedingtem Kapital in bereits existierende Aktien der 
Gesellschaft gewandelt werden können bzw. das Optionsrecht oder die 
Optionspflicht durch Lieferung solcher Aktien erfüllt werden kann. 

ff) Options- und Wandlungspflicht 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine Wand-
lungs- oder Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem ande-
ren Zeitpunkt (jeweils auch „Fälligkeit“) oder das Recht der 
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Gesellschaft vorsehen, bei Fälligkeit der Schuldverschreibungen den 
Anleihegläubigern ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 
Geldbetrages Aktien der Gesellschaft zu gewähren. In letztgenanntem 
Fall kann der Options- bzw. Wandlungspreis nach näherer Maßgabe der 
Options- bzw. Anleihebedingungen dem Durchschnittskurs der Aktie 
der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an die Stelle des      
XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesys-
tem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an mindestens fünf Börsen-
handelstagen vor dem Tag der Ermittlung des Wandlungs- bzw. Opti-
onspreises nach näherer Maßgabe der Emissionsbedingungen entspre-
chen, auch wenn dieser unterhalb des in lit. gg) genannten Mindestbe-
trags liegt. § 9 Abs. 1 i.V.m. § 199 Abs. 2 AktG ist zu beachten. 

gg) Optionspreis, Wandlungspreis, wertwahrende Anpassung des Options- 
oder Wandlungspreises 

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis für eine 
Stückaktie der Gesellschaft muss mit Ausnahme der Fälle, in denen eine 
Ersetzungsbefugnis oder eine Wandlungspflicht vorgesehen ist (oben 
lit. ff)), mindestens 80% des durchschnittlichen Schlussauktionspreises 
der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an die 
Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an den zehn Börsentagen vor dem Tag der Be-
schlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Schuldver-
schreibungen betragen oder – für den Fall der Einräumung des Bezugs-
rechts – mindestens 80% des durchschnittlichen Schlussauktionspreises 
der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an die 
Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 
Nachfolgesystem) während der Tage, an denen die Bezugsrechte an der 
Wertpapierbörse Frankfurt am Main gehandelt werden, mit Ausnahme 
der beiden letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels, entsprechen. 
Diese vorstehenden Vorgaben gelten auch im Fall eines variablen Um-
tauschverhältnisses bzw. Wandlungspreises. 

Soweit sich Bruchteile von neuen Aktien ergeben, kann vorgesehen 
werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Bedingungen der 
Schuldverschreibungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug 
ganzer Aktien aufaddiert werden können. 

Der Wandlungs- bzw. Optionspreis wird unbeschadet der § 9 Abs. 1 
und § 199 Abs. 2 AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel 
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nach näherer Bestimmung der Bedingungen der Schuldverschreibun-
gen durch Zahlung eines entsprechenden Betrages in Geld bei Ausnut-
zung des Wandlungsrechts ermäßigt, wenn die Gesellschaft während 
der Wandlungs- oder Optionsfrist unter Einräumung des Bezugsrechts 
an ihre Aktionäre entweder das Grundkapital erhöht oder sonstige 
Wertpapiere begibt und den Inhabern von Schuldverschreibungen kein 
Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Aus-
übung des Wandlungs- oder Optionsrechts zustehen würde. Statt einer 
Zahlung in bar bzw. einer Herabsetzung der Zuzahlung kann auch – 
soweit möglich – der Wandlungspreis ermäßigt werden. Die Bedingun-
gen können darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung, sowie 
für sonstige Maßnahmen, die zu einer wirtschaftlichen Verwässerung 
der Options- bzw. Wandlungsrechte führen können, eine wertwahrende 
Anpassung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte vorsehen. 

hh) Verzinsung 

Die Verzinsung der Schuldverschreibungen kann variabel sein. Sie 
kann ferner von Gewinnkennzahlen der Gesellschaft und/oder des Kon-
zerns (unter Einschluss des Bilanzgewinns oder der durch Gewinnver-
wendungsbeschluss festgesetzten Dividende für Aktien der Gesell-
schaft) abhängig sein. In diesem Fall müssen die Schuldverschreibun-
gen nicht mit einem Umtausch- und/oder Optionsrecht versehen wer-
den. Es kann ferner eine Nachzahlung für in Vorjahren ausgefallene 
Leistungen vorgesehen werden. 

ii) Ermächtigung zur Festlegung weiterer Einzelheiten  

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldver-
schreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stü-
ckelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, Options- bzw. Wand-
lungszeitraum sowie den Options- und Wandlungspreis zu bestimmen 
bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibun-
gen begebenden Beteiligungsgesellschaft der Gesellschaft festzulegen. 

b)  Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2023: 

Es wird ein neues Bedingtes Kapital 2023 geschaffen mit folgendem Inhalt: 

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 2.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 
2.000.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem anteiligen 
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Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2023). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien bei 
Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. bei Erfüllung von Op-
tions- oder Wandlungspflichten an die Inhaber bzw. Gläubiger der aufgrund 
dieses Ermächtigungsbeschlusses ausgegebenen Optionsschuld-, Wandel-
schuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibun-
gen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen die „Schuldver-
schreibungen“). 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehen-
den Ermächtigung jeweils festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreises. 
Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inha-
ber von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder von einer hun-
dertprozentigen unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaft der 
Gesellschaft aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses bis zum 15. Mai 
2028 ausgegeben oder von der Gesellschaft garantiert werden, von ihren Op-
tions- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wand-
lung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung erfüllen, oder, soweit 
die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zah-
lung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren, soweit 
nicht jeweils ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien zur Bedienung ein-
gesetzt werden. Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von 
§ 60 Abs. 2 AktG festlegen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung dieser bedingten Kapitalerhöhung festzuset-
zen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 4 Abs. 1 und 2 der Satzung und den neu 
zu fassenden § 4 Abs. 5 der Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruch-
nahme des bedingten Kapitals und nach Ablauf sämtlicher Options- bzw. 
Wandlungsfristen zu ändern sowie alle sonstigen damit in Zusammenhang 
stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung be-
treffen. 

c) Aufhebung der Ermächtigung vom 21. September 2018 und des Bedingten 
Kapitals 2018 

Die in der Hauptversammlung vom 21. September 2018 beschlossene Er-
mächtigung des Vorstands, bis zum 20. September 2023 einmalig oder 
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mehrmals Options-/Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. einer Kombination dieser Instrumente) 
im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 zu begeben und in die-
sem Zusammenhang Wandlungs- beziehungsweise Optionsrechte und Wand-
lungspflichten für auf Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit ei-
nem rechnerischen Anteil am Grundkapital von insgesamt bis zu 
EUR 5.000.000,00 zu gewähren, wird aufgehoben. Das Bedingte Kapital 
2018 gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung wird aufgehoben. 

Diese Aufhebungen werden erst wirksam, sobald die neue Ermächtigung zur 
Ausgabe von Options-/Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. einer Kombination dieser In-
strumente) gemäß dem zu lit. 0 gefassten Beschluss sowie das neue Bedingte 
Kapital 2023 gemäß dem zu lit. b) gefassten Beschluss wirksam geworden 
sind. 

d) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 5 der Satzung lautet wie folgt: 

„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 2.000.000,00 durch Ausgabe von bis 
zu 2.000.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Be-
dingtes Kapital 2023). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie  

- die Inhaber von Wandlungsrechten oder Optionsrechten, die den von 
der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren hundertpro-
zentigen Beteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbe-
schlusses der Hauptversammlung vom 16. Mai 2023 bis zum 15. Mai 
2028 auszugebenden Optionsschuldverschreibungen, Wandelschuld-
verschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibun-
gen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen die „Schuld-
verschreibungen“) beigefügt sind, von ihrem Wandlungs- bzw. Opti-
onsrechten Gebrauch machen oder  

- die zur Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger der von der 
Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren hundertprozen-
tigen Beteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlus-
ses der Hauptversammlung vom 16. Mai 2023 bis zum 15. Mai 2028 
auszugebenden Schuldverschreibungen ihre Pflicht zur Wandlung oder 
Optionsausübung erfüllen.  
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Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 
festlegen.  

Der Vorstand ist auch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den wei-
teren Inhalt der Aktienrechte und die weiteren Einzelheiten der Durchführung 
der bedingten Kapitalerhöhung festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, 
die Fassung des § 4 Abs. 1, 2 und 5 der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des bedingten Kapitals bzw. nach Ablauf sämtlicher Options- 
und Wandlungsfristen anzupassen.“ “ 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 9 der Tages-
ordnung gemäß Art. 5 SE-VO i.V.m. §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 
2 AktG 

Der Vorstand hat zu Punkt 9 der Tagesordnung zur Hauptversammlung am 
16. Mai 2023 einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den möglichen 
Ausschluss des Bezugsrechts nach Art. 5 SE-VO i.V.m. §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 
186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet, welcher in dieser Einladung zur Hauptver-
sammlung nachfolgend unter Abschnitt II.3 bekanntgemacht und von der Ein-
berufung der Hauptversammlung an über die Internetseite 

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich ist. Der Bericht wird auch während der Hauptversammlung zu-
gänglich sein.  

Der Vorstand gibt eine freiwillige Selbstverpflichtung zur Beschränkung des 
Ausschlusses von Bezugsrechten ab. Die freiwillige Selbstbeschränkung ist 
nachfolgend unter Ziffer 0.5 abgedruckt.  

10. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2018/VI und 
die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2023/I mit der Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie die entsprechende Satzungsregelung 

Die Satzung der Westwing Group SE regelt in § 4 Abs. 4 das Genehmigte Kapital 
2018/VI. Die darin enthaltene Ermächtigung des Vorstands ist bis zum 20. Septem-
ber 2023 befristet. Das Genehmigte Kapital 2018/VI der Westwing Group SE in 
Höhe von EUR 2.847.853,00 soll aufgrund des teilweisen Zweckwegfalls sowie 
aufgrund des zeitlichen Auslaufens der Ermächtigung in 2023 durch ein neues Ge-
nehmigtes Kapital 2023/I in Höhe von EUR. 4.000.000,00 (dies entspricht weniger 
als 20% des aktuellen Grundkapitals) ersetzt werden. 
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Zur Beibehaltung des Handlungsspielraums und um der Gesellschaft die Möglich-
keit zu geben, auch zukünftig flexibel auf Finanzierungserfordernisse zu reagieren 
und die Eigenkapitaldecke bei Bedarf kurzfristig stärken zu können, soll das beste-
hende Genehmigte Kapital 2018/IV durch ein neues Genehmigtes Kapital 2023/I 
ersetzt werden, das wiederum die Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts in 
bestimmten Fällen – insbesondere unter den (erleichterten) Voraussetzungen ge-
mäß Art. 5 SE-VO i.V.m. §§ 203 Abs. 1 Satz 1, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG – vorsieht. 
Wobei die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen ge-
gen Bar- und Sacheinlagen insgesamt auf einen Betrag der 10% des im Zeitpunkt 
der Eintragung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals und – falls dieser 
Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung begrenzt ist. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

„a) Die nach § 4 Abs. 4 der Satzung bestehende Ermächtigung vom 21. Septem-
ber 2018, das Grundkapital der Gesellschaft, um bis zu EUR 2.847.853,00 zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2018/VI), wird aufschiebend bedingt auf die 
Eintragung der unter lit. c) vorgeschlagenen Änderung der Satzung ins Han-
delsregister aufgehoben.  

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
15. Mai 2028 (einschließlich) das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu 
EUR 4.000.000,00 durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 
4.000.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlage zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2023/I“). Den Aktionären 
steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch an ein 
oder mehrere Kreditinstitute oder andere in Art. 5 SE-VO i.V.m. § 186 Abs. 5 
Satz 1 AktG genannte Unternehmen mit der Verpflichtung ausgegeben wer-
den, sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht) oder auch teil-
weise im Wege eines unmittelbaren Bezugsrechts (etwa an bezugsberechtigte 
Aktionäre, die vorab eine Festbezugsvereinbarung abgegeben haben), oder 
im Übrigen im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts gemäß Art. 5 SE-VO 
i.V.m. § 186 Abs. 5 AktG gewährt werden.  

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen: 

• für Spitzenbeträge; 

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen erfolgt und der auf die 
neuen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt weder 10% 
des zum Zeitpunkt der Eintragung dieser Ermächtigung bestehenden 
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Grundkapitals noch 10% des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Ak-
tien bestehenden Grundkapitals übersteigt;  

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die 
neuen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt weder 10% 
des zum Zeitpunkt der Eintragung dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals noch 10% des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Ak-
tien bestehenden Grundkapitals übersteigt, und sofern der Ausgabebe-
trag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Ak-
tien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt 
der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand 
nicht wesentlich unterschreitet. Auf den vorgenannten Höchstbetrag 
sind sämtliche Aktien anzurechnen, die unter Ausschluss des Bezugs-
rechts nach oder in entsprechender Anwendung von Art. 5 SE-VO 
i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ab dem Zeitpunkt der Eintragung die-
ser Ermächtigung ausgegeben oder veräußert werden; oder  

• wenn es zum Verwässerungsschutz erforderlich ist, um Inhabern der 
Wandlungs- und Optionsrechte, die von der Gesellschaft oder von ihren 
Konzernunternehmen im Sinne des § 18 AktG ausgegeben wurden oder 
werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- und Optionsrechts zu-
stünde.  

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weite-
ren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Geneh-
migten Kapital 2023/I festzusetzen. 

c) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 

„Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
15. Mai 2028 (einschließlich) das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu 
EUR 4.000.000,00 durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 
4.000.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien gegen Bareinlage 
und/oder Sacheinlagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2023/I“). Den Ak-
tionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können 
auch an ein oder mehrere Kreditinstitute oder andere in Art. 5 SE-VO i.V.m. 
§ 186 Abs. 5 Satz 1 des AktG genannte Unternehmen mit der Verpflichtung 
ausgegeben werden, sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht) 
oder auch teilweise im Wege eines unmittelbaren Bezugsrechts (etwa an 
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bezugsberechtigte Aktionäre, die vorab eine Festbezugsvereinbarung abgege-
ben haben), oder im Übrigen im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts gemäß 
Art. 5 SE-VO i.V.m. § 186 Abs. 5 AktG gewährt werden. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen: 

• für Spitzenbeträge; 

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen erfolgt und der auf die 
neuen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt weder 10% 
des zum Zeitpunkt der Eintragung dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals noch 10% des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Ak-
tien bestehenden Grundkapitals übersteigt;  

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die 
neuen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt weder 10% 
des zum Zeitpunkt der Eintragung dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals noch 10% des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Ak-
tien bestehenden Grundkapitals übersteigt, sofern der Ausgabebetrag 
der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien 
der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der 
endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht 
wesentlich unterschreitet. Auf den vorgenannten Höchstbetrag sind 
sämtliche Aktien anzurechnen, die unter Ausschluss des Bezugsrechts 
nach oder in entsprechender Anwendung von Art. 5 SE-VO i.V.m. § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG ab dem Zeitpunkt der Eintragung dieser Er-
mächtigung ausgegeben oder veräußert werden; oder  

• wenn es zum Verwässerungsschutz erforderlich ist, um Inhabern der 
Wandlungs- und Optionsrechte, die von der Gesellschaft oder von ihren 
Konzernunternehmen im Sinne des § 18 AktG ausgegeben wurden oder 
werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- und Optionsrechts zu-
stünde.  

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmig-
ten Kapital 2023/I festzusetzen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 4 Abs. 1, 2 und 4 der 
Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
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Grundkapitals entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2023/I und, falls das Genehmigte Kapital 2023/I bis zum 15. Mai 
2028 (einschließlich) nicht oder nicht vollständig ausgenutzt sein sollte, nach 
Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.“ “ 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 10 der Ta-
gesordnung gemäß Art. 5 SE-VO i.V.m. §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG 

Der Vorstand hat zu Punkt 10 der Tagesordnung zur Hauptversammlung am 
16. Mai 2023 einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den möglichen 
Ausschluss des Bezugsrechts nach Art. 5 SE-VO i.V.m. §§ 203 Abs. 2, 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet, welcher in dieser Einladung zur Hauptversamm-
lung nachfolgend unter Abschnitt II.4 bekanntgemacht und von der Einberu-
fung der Hauptversammlung an über die Internetseite 

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich ist. Der Bericht wird auch während der Hauptversammlung zu-
gänglich sein.  

Der Vorstand gibt eine freiwillige Selbstverpflichtung zur Beschränkung des 
Ausschlusses von Bezugsrechten ab. Die freiwillige Selbstbeschränkung ist 
nachfolgend unter Abschnitt II.5 abgedruckt.  
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II. Berichte  
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Präambel 

Der Vergütungsbericht erläutert detailliert die gewährte und geschuldete Vergü-
tung der ehemaligen und aktiven Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats 
der Westwing Group SE im Geschäftsjahr 2022. Er entspricht den Anforderungen 
des § 162 Aktiengesetz (AktG) und – soweit keine Abweichungen erklärt sind – 
auch dem Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 28. April 
2022, die durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger am 27. Juni 2022 in Kraft trat 
(„DCGK 2022“). 

I. Rückblick auf das Geschäftsjahr aus Vergütungssicht 

Im Zuge des Gesetzes zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (A-
RUG II) hat der Aufsichtsrat der Westwing Group SE das Vergütungssystem der 
Mitglieder des Vorstands überarbeitet. Dieses überarbeitete Vorstandsvergütungs-
system berücksichtigt die gesetzlichen Vorgaben sowie die Empfehlungen des 
DCGK betreffend das Vergütungssystem und unterstützt die langfristige und nach-
haltige Entwicklung der Westwing Group SE.  

In Einklang mit § 120a (1) AktG wurde den Aktionären der Westwing Group SE 
das Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands zuletzt auf der ordentlichen 
Hauptversammlung am 05. August 2021 zur Billigung vorgelegt und mit 95,98% 
der Stimmen gebilligt. Das Vergütungssystem unterstützt durch die Leistungskrite-
rien der variablen Vergütung das angestrebte profitable Wachstum, incentiviert ein 
nachhaltiges und zukunftsorientiertes Handeln und strebt zugleich eine Wertschaf-
fung für die Kunden, Mitarbeiter und Aktionäre von Westwing sowie die Umwelt 
im Ganzen an. Durch die Teilhabe der Vorstandsmitglieder am kurzfristigen sowie 
am deutlich höher gewichteten, langfristigen Unternehmenserfolg werden Anreize 
zur langfristigen und nachhaltigen Entwicklung von Westwing geschaffen. Um das 
Handeln der Mitglieder des Vorstands zudem auf die Interessen der Aktionäre von 
Westwing auszurichten, werden die variablen leistungsabhängigen Vergütungsbe-
standteile überwiegend aktienbasiert gewährt.  

Für eine detaillierte Beschreibung der Ausgestaltung des Systems sei auf das Ver-
gütungssystem für die Mitglieder des Vorstands der Westwing Group SE verwie-
sen, das auf der Internetseite der Westwing Group SE zugänglich ist.  

Im Geschäftsjahr fand das von der Hauptversammlung am 05. August 2021 gebil-
ligte Vergütungssystem der Mitglieder des Vorstands nur zum Teil Anwendung, da 
dies erst auf ab dem 1. September 2021 geschlossene Verträge Anwendung findet. 
Entsprechend kam dieses erstmals für den Vorstandsdienstvertrag von Dr. Andreas 
Hoerning, welcher seit 01. Juli 2022 Vorstandsvorsitzender der Westwing Group 
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SE ist, zur Anwendung. Dr. Andreas Hoerning trat damit die Nachfolge von Stefan 
Smalla an, welcher mit Wirkung zum Ablauf des 30. Juni 2022 aus dem Vorstand 
ausschied.    

Der Vergütungsbericht über das Geschäftsjahr 2021 wurde gemeinsam durch den 
Vorstand und den Aufsichtsrat erstellt, durch den Abschlussprüfer geprüft und der 
Hauptversammlung am 18. Mai 2022 zur Billigung vorgelegt. Die Hauptversamm-
lung hat den Vergütungsbericht mit 95,27% der Stimmen gebilligt. Aus Erörterung 
und dem Beschluss selbst ergab sich keine Notwendigkeit die Art und Weise der 
Vergütungsberichterstattung anzupassen.  

II. Vergütung der Mitglieder des Vorstands 

A. Vergütungssystematik im Geschäftsjahr 2022 

Im Folgenden werden die bestehenden Systematiken der Vergütungskomponenten 
beschrieben, die für die Mitglieder des Vorstands im Geschäftsjahr 2022 maßgeb-
lich waren. Dafür wird auf die gewährte und geschuldete Vergütung (gemäß § 162 
Abs. 1 Satz 1 AktG) abgestellt. Die gewährte und geschuldete Vergütung stellt 
die Vergütung dar, die den Mitgliedern des Vorstands im Geschäftsjahr 2022 zuge-
flossen ist, sowie die Vergütung, die im Geschäftsjahr 2022 fällig geworden ist, 
allerdings (noch) nicht zugeflossen ist. Zudem werden freiwillige Angaben zu der 
im Geschäftsjahr 2022 zugesagten variablen Vergütung gemacht. Die zugesagte 
Vergütung ist die Vergütung, die den Vorstandsmitgliedern für das Geschäftsjahr 
2022 unabhängig vom Zeitpunkt der Auszahlung in Aussicht gestellt wird. 

1. Feste Vergütungsbestandteile 

Die Festvergütung setzt sich aus der Grundvergütung und Nebenleistungen zusam-
men. Beide Vergütungsbestandteile bilden die Grundlage für die Gewinnung und 
Bindung hochqualifizierter Mitglieder des Vorstands, die die Strategie von West-
wing entwickeln und umsetzen. 

a. Grundvergütung 

Die Mitglieder des Vorstands von Westwing erhalten ein festes Jahresgehalt, das in 
zwölf gleichen Monatsraten in bar ausgezahlt wird. Beginnt oder endet der Anstel-
lungsvertrag im laufenden Geschäftsjahr, wird das feste Jahresgehalt für dieses Ge-
schäftsjahr zeitanteilig gewährt.  
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b. Nebenleistungen 

Die Mitglieder des Vorstands erhalten zudem Sach- und sonstige Bezüge (Neben-
leistungen). Die beiden Alt-Vorstandsdienstverträge gewähren einen Anspruch auf 
einen Zuschuss zur Krankenversicherung und zur Altersvorsorge: Westwing 
zahlt(e) diesen beiden Mitgliedern des Vorstands monatlich die Hälfte des jeweili-
gen höchsten Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung sowie die Hälfte 
ihrer privaten Kranken- und Pflegeversicherungsprämien, jedoch nicht höher als 
den Arbeitgeber-Höchstsatz bei Bestehen gesetzlicher Kranken- und Pflegeversi-
cherungspflicht. Für den in 2022 neu geschlossenen Vorstandsdienstvertrag gilt 
dies entsprechend betreffend Beiträge zur gesetzlichen oder privaten Kranken- und 
Pflegeversicherungsversicherung. 

Über die vergütungsbezogenen Nebenleistungen hinaus wird für alle Mitglieder des 
Vorstands eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organmitglieder 
(D&O-Versicherung) mit marktüblicher Deckungssumme und Selbstbehalt gemäß 
den entsprechenden Regelungen des Aktiengesetzes sowie eine Top-Manager-
Rechtsschutzversicherung abgeschlossen. 

2. Variable Vergütungsbestandteile 

Die variable Vergütung setzt sich aus der kurzfristigen variablen Vergütung (Short 
Term Incentive, sogenannter „STI”) und der langfristigen variablen Vergütung 
(Long Term Incentive, sogenannter „LTI”) zusammen. Die Höhe der variablen Ver-
gütung wird in Abhängigkeit der Leistung der Mitglieder des Vorstands ermittelt.  

a. Kurzfristige variable Vergütung 

Der STI für das Geschäftsjahr 2021 (der im Berichtsjahr 2022 zur Auszahlung kam) 
ist ein leistungsorientierter variabler Vergütungsbestandteil mit einjährigem Be-
messungszeitraum, der den im Geschäftsjahr geleisteten Beitrag zur operativen 
Umsetzung der Unternehmensstrategie incentiviert. Die kurzfristige variable Ver-
gütung beinhaltet drei finanzielle Leistungskriterien, die jeweils mit 1/3 zur Zieler-
reichung des STI beitragen. 
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Finanzielle Leistungskriterien – Umsatz, bereinigtes EBITDA und Free Cash-
flow 

Der STI für das Geschäftsjahr 2021 hat sich an der Erreichung der drei finanziellen 
Leistungskriterien Umsatz, bereinigtes EBITDA und Free Cashflow bemessen. Der 
Umsatz und das bereinigte EBITDA stellen neben der bereinigten EBITDA-Marge 
die wichtigsten finanziellen Leistungsindikatoren für das operative Geschäft von 
Westwing dar. 

● Umsatz: Beim Umsatz handelt es sich um den im Konzernabschluss ausge-
wiesenen, gebilligten und geprüften Umsatz. Er ist der zentrale Indikator für 
die Nachfrage nach den Produkten von Westwing und damit ein wichtiger 
Faktor für die Umsetzung der ambitionierten Wachstumsstrategie von West-
wing. Die Ausrichtung der Vergütung am Umsatz der Gesellschaft trägt somit 
zur Förderung der Geschäftsstrategie und langfristigen Entwicklung der Ge-
sellschaft bei. 

● Bereinigtes EBITDA: Westwing definiert das EBITDA als die Summe des 
Ergebnisses vor Zinsen und Steuern (EBIT) sowie Abschreibungen und Wert-
minderungen. Das bereinigte EBITDA wird durch Anpassungen des E-
BITDA um Erträge/Aufwendungen für anteilsbasierte Vergütung sowie ein-
malige Sondereffekte (wie Restrukturierungsaufwendungen) berechnet. Das 
bereinigte EBITDA spiegelt die operative Ertragskraft von Westwing wider 
und trägt so zur Förderung der Geschäftsstrategie der Gesellschaft bei. 

● Free Cashflow: Der Free Cashflow ist definiert als die Summe von operati-
vem und Investitions-Cashflow. Er drückt die Liquiditätsertragskraft des ope-
rativen Geschäfts unter Berücksichtigung von Investitionstätigkeiten aus und 

Einjährige Performanceperiode 

STI- 
Auszahlungs-

betrag 
(in Euro) 

STI- 
Zielwert 
(in Euro) 

Zielerreichung in % x 
= 

Cap: 200 % des 
Zielbetrags 

Finanzielle Leistungskriterien 

Umsatz 

Free Cashflow 

Bereinigtes EBITDA 

1/3 

1/3 

1/3 
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leistet damit die Grundlage zur nachhaltigen und langfristigen Entwicklung 
der Gesellschaft. 

Die Leistungskriterien wurden im Geschäftsjahr 2021 wie folgt angewendet: 

Schwellen Umsatz Bereinigtes  
EBITDA 

Free Cash-
flow 

Cap (Obere Schwelle)  550 Mio. € 55 Mio. € 40 Mio. € 

Zielwert  530 Mio. € 48,5 Mio. € 33,5 Mio. € 

Untere Schwelle  510 Mio. € 42 Mio. € 27 Mio. € 

Bei einer Performance unterhalb der unteren Schwelle beträgt die Zielerreichung 
des Erfolgsziels 0 %, bei einer Performance am oder oberhalb des Caps 200%. 

Leistungskriterium Umsatz Bereinigtes 
 EBITDA 

Free Cash-
flow 

Ist-Wert 2021 523 Mio. € 40 Mio. € 3 Mio. € 

Zielerreichung 81 % 0 % 0 % 

Gesamtzielerreichung 27 % 
Auszahlungsbetrag  
Stefan Smalla 13,5 Tsd. € 

Auszahlungsbetrag  
Sebastian Säuberlich 13,5 Tsd. € 

b. Langfristige variable Vergütung 

Im Geschäftsjahr 2022 zugesagte Aktienoptionen  

Im Geschäftsjahr 2022 wurden keine Aktienoptionen an Vorstandsmitglieder zuge-
sagt.  

Nach dem Vorstandsdienstvertrag von Dr. Andreas Hoerning erhält dieser ab dem 
1. Januar 2023 eine langfristige variable Vergütung ("LTI"). Der LTI wird mit Wir-
kung ab dem 1. Januar 2023 im Wege einer einmaligen Zuteilung für die gesamte 
weitere Laufzeit des Dienstvertrags, mithin für eine Gesamtlaufzeit von drei Jahren, 
zugeteilt. Der LTI des CEO erfolgt nach Maßgabe des von der Hauptversammlung 
am 5. August 2021 gebilligten Vergütungssystems und setzt sich aus einem Perfor-
mance Share Plan ("LTI-Komponente 1") sowie aus einem Aktienoptionsplan 
("LTI-Komponente 2") zusammen. Die LTI-Komponente 1 ist als Performance 
Share Plan ausgestaltet, bei dem virtuelle Aktien der Gesellschaft ("Virtuelle Per-
formance Shares") bedingt zugeteilt werden. Die LTI-Komponente 2 ist als 
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Aktienoptionsplan ausgestaltet, bei dem virtuelle Performance Stock Options der 
Gesellschaft ("VPSO") bedingt zugeteilt werden. 

Im Geschäftsjahr 2022 ausgeübte Aktienoptionen  

Es wurden im Geschäftsjahr 2022 keine Aktienoptionen von Vorstandsmitgliedern 
ausgeübt.  

3. Sonstiges 

a. Einhaltung der Maximalvergütung 

Im von der Hauptversammlung 2021 gebilligten Vergütungssystem hat der Auf-
sichtsrat für neu bestellte Mitglieder des Vorstands oder zukünftige Wiederbestel-
lungen bestehender Mitglieder des Vorstands gemäß § 87a Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 
AktG eine Maximalvergütung festgelegt. Die verabschiedete Maximalvergütung 
findet für den bestehenden Vorstandsdienstvertrag zwischen der Westwing Group 
SE und CEO Dr. Andreas Hoerning Anwendung. Die Maximalvergütung berück-
sichtigt die Grundvergütung, Nebenleistungen sowie die variable Vergütung. Die 
variable Vergütung umfasst dabei STI und LTI. Sie beträgt gemäß dem Beschluss 
der Hauptversammlung vom 05. August 2021 über das Vergütungssystem für den 
Vorstandsvorsitzenden 15 Mio. Euro, für ordentliche Vorstandsmitglieder 10 Mio. 
Euro.  

Die Parameter zur finalen Ermittlung der Maximalvergütung stehen zum 31. De-
zember 2022 noch nicht vollständig fest. Wie die Maximalvergütung für das Be-
richtsjahr 2022 eingehalten wurde, kann erst nach der finalen Feststellung der vari-
ablen Vergütung für das Geschäftsjahr 2022 endgültig erläutert werden. Hierfür ist 
dann der Wert im Zeitpunkt des Zuflusses zu berücksichtigen. 

Die nachfolgende Tabelle enthält daher nur die Vergütung, die dem Berichtsjahr 
2022 zum 31. Dezember 2022 für den CEO Dr. Andreas Hoerning zuzurechnen ist, 
und wird sukzessive aufgebaut:  
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Zurechnung für Geschäftsjahr 20221 
 

  In Tsd. € 

 Grundvergütung 175 
+ Nebenleistungen 3 

= Summe erfolgsunabhängige Vergütung 178 

+ Einjährige variable Vergütung (Summe)  
 STI für GJ 2022 Zufluss 2023 
+ Mehrjährige variable Vergütung (Summe) 2 - 

= Gesamtvergütung per 31.12.2022 178 

 Maximalvergütung 15.000 
 

1Die dargestellte Grundvergütung, die Nebenleistungen und der STI im Geschäftsjahr 2022 stellen 
die anteilige Vergütung für die Vorstandstätigkeit von Dr. Andreas Hoerning ab dem 1.07.2022 dar. 
Die D&O- und die Rechtsschutzversicherung sind nicht vergütungsrelevant, da es sich in beiden 
Fällen um Gruppenversicherungen handelt, in die die Vorstandsmitglieder einbezogen sind. 
2In dem Geschäftsjahr 2022 wurden Dr. Andreas Hoerning keine neuen Optionen zugesagt, da sich 
bestehende Programme aus vorangegangenen Geschäftsjahren noch im Vesting befanden. 

Auf die Vorstandsdienstverträge mit dem ehemaligen Vorstandsvorsitzenden Ste-
fan Smalla sowie mit dem Finanzvorstand Sebastian Säuberlich findet die Maxi-
malvergütung keine Anwendung, da diese Verträge noch vor der Festlegung der 
Maximalvergütung durch die Hauptversammlung vom 05. August 2021 geschlos-
sen wurden. 

b. Malus und Clawback 

In dem im Juni 2022 geschlossenen Vorstandsdienstvertrag zwischen der Westwing 
Group SE und dem CEO Dr. Andreas Hoerning sind Malus- und Clawback-Rege-
lungen vereinbart. Demnach ist der Aufsichtsrat befugt, außergewöhnlichen Ent-
wicklungen bei der Gewährung und Feststellung der Zielerreichung der variablen 
Vergütungsbestandteile (STI/LTI) in angemessenem Umfang Rechnung zu tragen. 
Das kann zu einer Erhöhung wie auch zu einer Verminderung der variablen Vergü-
tung führen. Derartige Anpassungen können mithin sowohl positive als auch nega-
tive außergewöhnliche Entwicklungen berücksichtigen, die bei der Festlegung der 
Zielwerte noch nicht bekannt oder absehbar waren und sich erheblich auf die Ge-
samtvergütung des Vorstandsmitglieds auswirken. In Betracht kommen insbeson-
dere nicht im Budget berücksichtigte M&A-Aktivitäten, nicht vorhersehbare Än-
derungen in den Rechnungslegungsstandards oder Steuervorschriften, Naturkata-
strophen oder Pandemien. 
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Ferner ist der Aufsichtsrat nach vorgenanntem Vorstandsdienstvertrag berechtigt, 
im Falle eines etwaigen grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Pflichtverstoßes oder 
bei einem schwerwiegendem Compliance- oder Verhaltensrichtlinien-Verstoß nach 
billigem Ermessen die jeweiligen variablen Vergütungsbestandteile vor ihrer Aus-
zahlung einzubehalten ("Malus") oder nach der entsprechenden Auszahlung zu-
rückzufordern ("Compliance-Clawback"). Ferner hat die Gesellschaft gegen das 
Vorstandsmitglied einen Anspruch auf Rückzahlung der ausbezahlten variablen 
Vergütung, soweit die Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile an das Vor-
standsmitglied auf der Grundlage falscher und gemäß der geltenden Prüfungsstan-
dards nachträglich zu berichtigender Daten, insbesondere im Geschäftsbericht oder 
im Nachhaltigkeitsbericht, erfolgte.  

In Bezug auf die am 31. März 2021 an Sebastian Säuberlich zugesagten 45.000 
Aktienoptionen mit Barausgleich (virtuelle Aktienoptionen) gilt folgende 
Clawback-Regelung: Bei schwerwiegender Pflichtverletzung oder schwerwiegen-
der Verletzung der Westwing-internen Compliance Richtlinien durch Sebastian 
Säuberlich ist Westwing berechtigt, bereits gewährte Vergütung aus der Ausübung 
virtueller Aktienoptionen anteilig oder vollständig zurückzufordern (Clawback). 
Der Aufsichtsrat entscheidet dies in seinem pflichtgemäßen Ermessen. 

Aus Sicht des Aufsichtsrates gab es im Geschäftsjahr 2022 keinen Anlass variable 
Vergütungsbestandteile einzubehalten oder zurückzufordern. 

c. Ruhegehalts- und Vorruhestandsregelungen  

Bei Westwing bestehen keine Ruhegehalts- oder Vorruhestandsregelungen. 

d. Nachvertragliches Wettbewerbsverbot, Karenzentschädigung und Ab-
findungszahlung 

Westwing hatte sich gegenüber zum Ablauf des 30.06.2022 aus der Organstellung 
ausgeschiedenen Vorstandsvorsitzenden Stefan Smalla vertraglich verpflichtet, für 
die Dauer eines einjährigen nachvertraglichen Wettbewerbsverbots eine Karenzent-
schädigung zu zahlen. Im Rahmen des zwischen der Gesellschaft und Stefan Smalla 
im Juni 2022 geschlossenen Aufhebungsvertrag wurde das nachvertragliche Wett-
bewerbsverbot sowie eine etwaige Karenzentschädigung aufgehoben. Im Zuge der 
Beendigung des Anstellungsverhältnisses und des Verlustes des damit einhergehen-
den Besitzstandes zahlte die Gesellschaft Stefan Smalla eine einmalige Abfindung 
in Höhe von EUR 90.000,00 brutto. Ferner lief das Anstellungsverhältnis von Ste-
fan Smalla bis zum Ablauf des 31.12.2022 weiter, einschließlich seines Anspruchs 
auf Grundvergütung, Nebenleistungen sowie variable Vergütung.    
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Die Vorstandsdienstverträge im Übrigen (also der mit dem Vorstandsvorsitzenden 
Dr. Andreas Hoerning sowie der mit dem Finanzvorstand Sebastian Säuberlich) 
enthalten keine Regelung über ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot sowie 
keine Zusage einer Karenzentschädigung.  

In dem im Juni 2022 geschlossenen Vorstandsdienstvertrag zwischen der Westwing 
Group SE und dem CEO Dr. Andreas Hoerning ist Folgendes geregelt:  

Im Fall einer vorzeitigen einvernehmlichen Beendigung des Dienstvertrags ohne 
wichtigen Grund ist eine gegebenenfalls zu zahlende Abfindung auf maximal zwei 
feste Jahresgehälter, höchstens jedoch auf die Vergütung der Restlaufzeit begrenzt 
(sogenanntes "Abfindungs-Cap"). Die Abfindung wird auf eine etwaige Karenzent-
schädigung aufgrund eines (etwaigen) nachvertraglichen Wettbewerbsverbots an-
gerechnet. 

Im Geschäftsjahr 2022 wurden keine Zahlungen für Karenzentschädigungen geleis-
tet. 

Für den Fall, dass es zu keiner Verlängerung der Bestellung von Sebastian Säuber-
lich über den 31. März 2023 hinaus kommt, hat sich Westwing in dem Vorstands-
dienstvertrag verpflichtet, eine Abfindungszahlung in Höhe von drei Bruttomonats-
gehältern an Herrn Säuberlich zu leisten.  

B. Vergütungshöhe im Geschäftsjahr 2022 

1. Vergütung der im Geschäftsjahr aktiven Mitglieder des Vorstands 

a. Zugesagte Vergütung sowie gewährte und geschuldete Vergütung im 
Geschäftsjahr 2022 

Die nachfolgenden Tabellen stellen die Vergütung dar, die den Mitgliedern des 
Vorstands im Geschäftsjahr 2022 zugesagt wurde. Die zugesagte Vergütung ist 
die Vergütung, die den Vorstandsmitgliedern für das Geschäftsjahr 2022 unabhän-
gig vom Zeitpunkt der Auszahlung in Aussicht gestellt wird. Zudem wird die ge-
währte und geschuldete Vergütung (gemäß § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG) angegeben. 
Die gewährte und geschuldete Vergütung stellt die Vergütung dar, die den Mit-
gliedern des Vorstands im Geschäftsjahr 2022 zugeflossen ist sowie die Vergütung, 
die im Geschäftsjahr 2022 fällig geworden ist, allerdings (noch) nicht zugeflossen 
ist.  
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Die zugesagte Vergütung setzt sich für das Geschäftsjahr 2022 aus folgenden 
Komponenten zusammen:  

● Grundvergütung: Zugesagt für das Geschäftsjahr 2022 
● Nebenleistungen: Zugesagt für das Geschäftsjahr 2022 
● STI: Zugesagter Betrag für das Geschäftsjahr 2022 (Performanceperiode 

2022) bei 100% Zielerreichung  
● LTI: Fair Value zum Zeitpunkt der Zuteilung (at Grant) der im Geschäftsjahr 

2022 zugesagten virtuellen Aktienoptionen  

Die den Mitgliedern des Vorstands im Geschäftsjahr 2022 zugesagte Vergütung 
ergibt sich wie folgt: 

 

Zugesagte Vergütung  Dr. Andreas Hoerning, Chief Executive Officer ab 
01.07.2022 

  20221 20212 

  In Tsd. € In % In Tsd. € In % 

 Grundvergütung 175 69,2 - - 

+ Nebenleistungen3 3 1,1 - - 

= Summe erfolgsunabhängige Ver-
gütung 

178 70,3 - - 

+ Einjährige variable Vergütung 
(Summe) 

75 29,7 - - 

 STI für GJ 2021 - - - - 

 STI für GJ 2022 75 29,7 - - 

+ Mehrjährige variable Vergütung 
(Summe) 4 

- - - - 

= Gesamtvergütung 253 100,0 - - 
1Die dargestellte Grundvergütung, die Nebenleistungen und der STI im Geschäftsjahr 2022 stellen die anteilig gewährte 
Vergütung für die Vorstandstätigkeit von Dr. Andreas Hoerning ab dem 01.07.2022 dar.  
2Da Dr. Andreas Hoerning im Geschäftsjahr 2021 kein Vorstandsmitglied war, entfällt der Vergleich zum Vorjahr.  
3Die D&O- und die Rechtsschutzversicherung sind nicht vergütungsrelevant, da es sich in beiden Fällen um Gruppen-
versicherungen handelt, in die die Vorstandsmitglieder einbezogen sind. 
4In dem Geschäftsjahr 2022 wurden Dr. Andreas Hoerning keine neuen Optionen zugesagt, da sich bestehende Pro-
gramme aus vorangegangenen Geschäftsjahren noch im Vesting befanden. 
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Zugesagte Vergütung  Stefan Smalla, Chief Executive Officer bis 30.06.2022 

  2022 2021 

  In Tsd. € In % In Tsd. € In % 

 Grundvergütung 300 83,0 300 83,0 

+ Nebenleistungen1 12 3,2 12 3,2 

= Summe erfolgsunabhängige  
Vergütung 

312 86,2 312 86,2 

+ Einjährige variable Vergütung 
(Summe) 

50 13,8 50 13,8 

 STI für GJ 2021 - - 50 13,8 

 STI für GJ 2022 50 13,8 - - 

+ Mehrjährige variable Vergütung 
(Summe)² 

- - - - 

= Gesamtvergütung 362 100,0 362 100,0 
1Die D&O- und die Rechtsschutzversicherung sind nicht vergütungsrelevant, da es sich in beiden Fällen um Gruppen-
versicherungen handelt, in die die Vorstandsmitglieder einbezogen sind. 
²In den Geschäftsjahren 2021 und 2022 wurden Stefan Smalla keine neuen Optionen zugesagt, da sich bestehende 
Programme aus vorangegangenen Geschäftsjahren noch im Vesting befanden. 

 

Zugesagte Vergütung  Sebastian Säuberlich, Chief Financial Officer 
 

  2022 2021 

  In Tsd. € In % In Tsd. € In % 

 Grundvergütung 250 79,9 250 31,9 

+ Nebenleistungen1 13 4,1 13 1,6 

= Summe erfolgsunabhängige  
Vergütung 

263 84,12 263 33,62 

+ Einjährige variable Vergütung 
(Summe) 

50 16,0 50 6,4 

 STI für GJ 2021 - - 50 6,4 

 STI für GJ 2022 50 16,0 - - 

+ Mehrjährige variable Vergütung 
(Summe)3 

- - 470 60,0 

= Gesamtvergütung 313 100,02 783 100,0 
1Die D&O- und die Rechtsschutzversicherung sind nicht vergütungsrelevant, da es sich in beiden Fällen um Gruppen-
versicherungen handelt, in die die Vorstandsmitglieder einbezogen sind. 
²Die angegebene Summe weicht aufgrund von Rundungsdifferenzen von der Summe der einzelnen Vergütungskom-
ponenten ab.  
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3Zusätzlich zu den in dem Geschäftsjahr 2021 zugesagten Optionen sind bestehende Programme aus vorangegangenen 
Geschäftsjahren zum Ablauf des 31.12.2022 vollständig erdient. In dem Geschäftsjahr 2022 wurden Herr Säuberlich 
keine neuen Optionen zugesagt, da sich bestehende Programme aus vorangegangenen Geschäftsjahren noch im Vesting 
befanden. 

Die gewährte und geschuldete Vergütung gem. § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG setzt 
sich für das Geschäftsjahr 2022 aus folgenden Komponenten zusammen: 

● Grundvergütung: Zugeflossen im Geschäftsjahr 2022 
● Nebenleistungen: Zugeflossen im Geschäftsjahr 2022 
● STI: Erdienter Betrag für das Geschäftsjahr 2021 (Performanceperiode 2021) 

gemäß Zielerreichung; zugeflossen in Geschäftsjahr 2022 
● LTI: Im Geschäftsjahr 2022 zugeflossene Vergütung, die aus der Ausübung 

bereits zugesagter Aktienoptionen mit Bedienungswahlrecht durch Westwing 
resultiert 

Die gewährte und geschuldete Vergütung gem. § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG lautet 
für die Mitglieder des Vorstands im Geschäftsjahr 2022 wie folgt: 

Gewährte und geschuldete Vergütung Dr. Andreas Hoerning, Chief Executive Officer seit 
01.07.2022 

  20221 20212 

  In Tsd. € In % In Tsd. € In % 

 Grundvergütung 175 98,5 - - 

+ Nebenleistungen3 3 1,5 - - 

= Summe erfolgsunabhängige  
Vergütung 

178 100,0 - - 

+ Einjährige variable Vergütung 
(Summe) 

- - - - 

 STI für GJ 2020 - - - - 

 STI für GJ 2021 - - - - 

+ Mehrjährige variable Vergütung 
(Summe) 

- - - - 

+ Sonstiges - - - - 

= Gesamtvergütung 178 100,0 - - 
1Die dargestellte Grundvergütung und die Nebenleistungen im Geschäftsjahr 2022 stellen die anteilig gewährte Ver-
gütung für die Vorstandstätigkeit von Dr. Andreas Hoerning ab dem 01.07.2022 dar.  
2Da Dr. Andreas Hoerning im Geschäftsjahr 2021 kein Vorstandsmitglied war, entfällt der Vergleich zum Vorjahr.  
3Die D&O- und die Rechtsschutzversicherung sind nicht vergütungsrelevant, da es sich in beiden Fällen um Gruppen-
versicherungen handelt, in die die Vorstandsmitglieder einbezogen sind. 
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Gewährte und geschuldete Vergütung Stefan Smalla, Chief Executive Officer bis 30.06.2022 

  20221 2021 

  In Tsd. € In % In Tsd. € In % 

 Grundvergütung  150 36,1 300 77,6 

+ Nebenleistungen2 6 1,4 12 3,0 

= Summe erfolgsunabhängige  
Vergütung 

156 37,5 312 80,6 

+ Einjährige variable Vergütung 
(Summe) 

14 3,3 75 19,4 

 STI für GJ 2020 - - 75 19,4 

 STI für GJ 2021 14 3,3   

+ Mehrjährige variable Vergütung 
(Summe) 

- - - - 

+ Sonstiges 
Grundvergütung für 01.07. – 
31.12.2022 
Nebenleistungen1 für 01.07. – 
31.12.2022 
Abfindung 

 
150 
6 
90 

 
36,1 
1,4 
21,7 

- - 

= Gesamtvergütung 416 100,0 387 100,0 
1Die dargestellte Grundvergütung und die Nebenleistungen im Geschäftsjahr 2022 berücksichtigen, dass das Amt als 
Vorstandsmitglied mit Wirkung zum Ablauf des 30.06.2022 endete, während sein Anstellungsverhältnis bis zum 
31.12.2022 fortdauerte.  
2Die D&O- und die Rechtsschutzversicherung sind nicht vergütungsrelevant, da es sich in beiden Fällen um Gruppen-
versicherungen handelt, in die die Vorstandsmitglieder einbezogen sind. 

 
Gewährte und geschuldete Vergütung 

Sebastian Säuberlich, Chief Financial Officer  

  2022 2021 

  In Tsd. € In % In Tsd. € In % 

 Grundvergütung 250 90,3 250 40,5 

+ Nebenleistungen1 13 4,7 13 2,1 

= Summe erfolgsunabhängige  
Vergütung 

263 94,92 263 42,52 

+ Einjährige variable Vergütung 
(Summe) 

14 5,1 56 9,1 

 STI für GJ 2020 - - 56 9,1 

 STI für GJ 2021 14 5,1 - - 
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+ Mehrjährige variable Vergütung 
(Summe) 

- - 2993 48,3 

+ Sonstiges - - - - 

= Gesamtvergütung 277 100,0 618 100,02 
1Die D&O- und die Rechtsschutzversicherung sind nicht vergütungsrelevant, da es sich in beiden Fällen um Gruppen-
versicherungen handelt, in die die Vorstandsmitglieder einbezogen sind. 
2Die angegebene Summe weicht aufgrund von Rundungsdifferenzen von der Summe der einzelnen Vergütungskom-
ponenten ab. 
3Die dargestellte Vergütung resultiert aus im Geschäftsjahr 2021 ausgeübten Aktienoptionen mit Bedienungswahlrecht 
durch Westwing, die bereits in vergangenen Geschäftsjahren (vor Aufnahme der Vorstandstätigkeit) zugesagt wurden. 
Es sind nur die Programme angegeben, die auf die Vorstandstätigkeit entfallen. Vor Aufnahme der Vorstandstätigkeit 
vollständig gevestete (d. h. unverfallbar gewordene) Programme sind nicht angegeben. 

b. Überprüfung der Üblichkeit der Vorstandsvergütung 

Der Aufsichtsrat überprüft das Vergütungssystem und die Höhen der individuellen 
Vergütungen der einzelnen Mitglieder des Vorstands regelmäßig auf ihre Ange-
messenheit. Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Vergütungshöhe finden 
das Vergleichsumfeld von Westwing (Horizontalvergleich) sowie die unterneh-
mensinterne Vergütungsstruktur (Vertikalvergleich) Berücksichtigung.  

Die Üblichkeit der Vergütung der Mitglieder des Vorstands wurde im Geschäftsjahr 
2022 in Zusammenarbeit mit einem unabhängigen Vergütungsexperten aus Anlass 
des Wechsels des Vorstandsvorsitzenden überprüft. Zur Bewertung der horizonta-
len Üblichkeit wurde eine individuelle Vergleichsgruppe gebildet. Der Vergleichs-
gruppe gehören primär deutsche, börsennotierte Unternehmen an, die in der E-
Commerce-, Technologie- oder IT-Branche tätig sind und hinsichtlich der Größen-
kriterien Umsatz, Mitarbeiter und Marktkapitalisierung vergleichbar sind. Zudem 
gehören weitere europäische, börsennotierte Unternehmen der Peergroup an, die 
hinsichtlich der zuvor genannten Kriterien mit Westwing vergleichbar sind. 

2. Vergütung ehemaliger Mitglieder des Vorstands 

Die Vergütung des zum Ablauf des 30. Juni 2022 aus dem Vorstand ausgeschiede-
nen Stefan Smalla ist unter B.1. dargestellt, da Stefan Stefan Smalla im Geschäfts-
jahr 2022 im Vorstand aktiv war. Im Übrigen wurden ehemaligen Mitgliedern des 
Vorstands keine Vergütung aus (ehemaliger) Vorstandstätigkeit gewährt noch war 
diese geschuldet.  
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3. Angaben zur relativen Entwicklung der Vorstandsvergütung, der 
Vergütung der übrigen Belegschaft sowie zur Ertragsentwicklung 
der Gesellschaft 

Die nachfolgende Tabelle stellt die Entwicklung der Vergütung der Mitglieder des 
Vorstands, der Ertragsentwicklung von Westwing und der Vergütung der Beleg-
schaft im Vergleich zum vorangegangenen Geschäftsjahr dar. Die Vergütung der 
Mitglieder des Vorstands basiert auf der gewährten und geschuldeten Vergütung. 
Die Ertragsentwicklung von Westwing wird anhand der zentralen finanziellen 
Kennzahl "Umsatz" der Westwing Group SE dargestellt. Ein Vergleich mit der Er-
tragsentwicklung der Westwing Group SE ist jedoch nicht aussagekräftig, da sie 
eine Holding-Gesellschaft darstellt. Aus diesem Grund wird zusätzlich die "Berei-
nigte EBITDA-Marge" des Westwing Konzerns dargestellt. Für die Vergütung der 
Belegschaft wird auf die durchschnittliche Vergütung der Angestellten und Arbei-
ter in Deutschland (exklusive Auszubildende und Praktikanten) im Westwing Kon-
zern abgestellt. Um die Vergleichbarkeit sicherzustellen, wurde die Vergütung von 
Teilzeitarbeitskräften auf Vollzeitäquivalente hochgerechnet. 

 

Jährliche Veränderung  2022 vs. 
2021 

2021 vs. 
2020 

2020 vs. 
2019 

2019 vs. 
2018 

2018 vs. 
2017 

Vorstandsvergütung1      

Dr. Andreas Hoerning (seit 
01.07. 2022) 2 

-² - - - - 

Stefan Smalla (bis zum Ablauf 
des 30.06.2022) 

7,5 % -72,1 % 40,9 % 17,5 % 334,2 % 

Sebastian Säuberlich (seit 
01.04.2020)3 

-55,2 % 207,7 % - - - 

      

Ertragsentwicklung      

Bereinigte EBITDA-Marge 
Westwing Konzern 

-8,7 %-
Pkt. 

-7,0 %-
Pkt. 

15,3 %-
Pkt. 

-5,0 %-
Pkt. 

3,1 %-Pkt. 

Umsatz Westwing Group SE 
(vormals Westwing Group AG)   

-28,6 % 65,8 % 47,1 % 63,0 % 22,5 % 

      

Durchschnittliche Vergütung 
der Belegschaft 

     

Belegschaft 5,0 % -3,7 % 18,8 % 9,1 % 3,1 % 
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1Die den Veränderungsraten zugrundeliegende gewährte und geschuldete Vergütung der Geschäftsjahre beinhaltet nur 
die gewährten Optionsprogramme, die auf die Vorstandstätigkeit entfallen. Vor Aufnahme der Vorstandstätigkeit voll-
ständig gevestete (d. h. unverfallbar gewordene) Programme, die in einem der Geschäftsjahre gewährt wurden, sind 
nicht in der Vergütung beinhaltet. 
2Da Dr. Andreas Hoerning dem Vorstandsgremium erst seit dem Geschäftsjahr 2022 angehört, ist ein Vergleich der 
Vergütung zum Geschäftsjahr 2021 nicht möglich.  
3Die Veränderungsrate zwischen den Geschäftsjahren 2020 und 2021 ist auf die anteilige Vergütung von Herrn Säu-
berlich im Geschäftsjahr 2020 zurückzuführen.  

III. Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

A. Vergütungssystematik im Geschäftsjahr 2022 

Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats besteht im Wesentlichen aus einer 
festen Grundvergütung und einer Vergütung für das Mitwirken in einem oder meh-
reren Ausschüssen des Aufsichtsrats. Zudem erstattet die Gesellschaft den Mitglie-
dern des Aufsichtsrats die ihnen bei der Ausübung ihres Aufsichtsratsmandats ver-
nünftigerweise entstehenden Auslagen sowie die ihnen etwa auf ihre Vergütung 
und Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer (soweit einschlägig). Ferner werden 
die Mitglieder des Aufsichtsrats in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in 
angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für 
Organmitglieder einbezogen. Die Ausgestaltung der Vergütung für die Mitglieder 
des Aufsichtsrats soll dazu beitragen, entsprechend qualifizierte Mitglieder für den 
Aufsichtsrat zu gewinnen und zu binden. Auf Basis der Ausgestaltung der Vergü-
tung kann der Aufsichtsrat den Vorstand bei der Entwicklung der Strategie beraten 
und die Arbeit des Vorstands kontrollieren. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste Grundvergütung in Höhe von 
EUR 25.000,00, die nach Ablauf des jeweiligen Geschäftsjahres zahlbar ist. Der 
höhere zeitliche Aufwand des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden 
des Aufsichtsrats sowie des Vorsitzenden und der Mitglieder von Ausschüssen wird 
angemessen berücksichtigt, sodass auch der Empfehlung G.17 DCGK entsprochen 
wird. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält für das jeweilige Geschäftsjahr der 
Gesellschaft eine feste Grundvergütung in Höhe von EUR 40.000,00 und sein Stell-
vertreter eine feste Grundvergütung von EUR 30.000,00. Für die Tätigkeit im Prü-
fungsausschuss des Aufsichtsrats erhalten der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses zusätzlich EUR 20.000,00 und jedes andere Mitglied des Prüfungsausschusses 
jeweils zusätzlich EUR 10.000,00 für das jeweilige Geschäftsjahr. Für die erstmals 
im Berichtsjahr 2022 tätigen Ausschüsse (Vergütungsausschuss sowie Nominie-
rungsausschuss) wurde ebenfalls in 2022 eine Vergütung eingeführt: für die Tätig-
keit im Vergütungsausschuss des Aufsichtsrats erhalten die Vorsitzende des Ver-
gütungsausschusses EUR 15.000,00 und jedes andere Mitglied des Vergütungsaus-
schusses jeweils zusätzlich EUR 7.500,00. Für die Tätigkeit im 
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Nominierungsausschuss erhalten der Vorsitzende des Nominierungsausschusses 
EUR 5.000,00 und jedes andere Mitglied jeweils zusätzlich EUR 3.000,00.  

B. Vergütungshöhe im Geschäftsjahr 2022 

1. Gewährte und geschuldete Vergütung im Geschäftsjahr 2022 

Die nachfolgenden Vergütungen stellen die gewährte und geschuldete Vergütung 
(gemäß § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG) dar. Die gewährte und geschuldete Vergütung 
ist die Vergütung, die den Mitgliedern des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr 2022 zu-
geflossen ist, sowie die Vergütung, die im Geschäftsjahr 2022 fällig geworden ist, 
allerdings (noch) nicht zugeflossen ist. Die den Mitgliedern des Aufsichtsrats im 
Geschäftsjahr 2022 gewährte und geschuldete Vergütung für das Geschäftsjahr 
2021 wird in der nachfolgenden Tabelle dargestellt: 

 Feste  
Grundvergütung für das 

Geschäftsjahr 2021 
Vergütung für  

Ausschusstätigkeit 

Gesamt- 
vergütung 

 In Tsd. € In % In Tsd. € In % In Tsd. € 

Christoph Barchewitz1 40 86,4 6,3 13,6 46,3  

Dr. Antonella Mei-
Pochtler 

30 100,0 0 0,0 30  

Michael Hoffmann 25 55,6 20 44,4 45  

Mareike Wächter2 9,3 71,4 3,7 28,6 13 

Thomas Harding 25 71,4 10 28,6 35  

Gesamtvergütung3 129,3  40  169,3 
1Da Christoph Barchewitz dem Prüfungsausschuss bis zum 18.08.2021 angehörte, handelt es sich betreffend seiner 
Ausschusstätigkeitsvergütung um eine pro rata Vergütung.   
2Da Mareike Wächter dem Aufsichtsrat und dem Prüfungsausschuss seit dem 18.08.2021 angehört, handelt es sich hier 
um eine pro rata Vergütung. 
3Da Susanne Samwer dem Aufsichtsrat erst seit dem 18.05.2022 angehört, wird ihre Vergütung für ihre Aufsichtsrats- 
und Ausschusstätigkeit erstmals im Geschäftsjahr 2023 gewährt und geschuldet.  

Die angegebenen Vergütungshöhen lassen etwaige zusätzliche Umsatzsteuer außer Be-
tracht; ebenso wird etwaig einzubehaltende Quellensteuer nicht gesondert ausgewiesen.  

2. Angaben zur relativen Entwicklung der Aufsichtsratsvergütung, der 
Vergütung der übrigen Belegschaft sowie zur Ertragsentwicklung der 
Gesellschaft 

Die nachfolgende Tabelle stellt die Entwicklung der Vergütung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats, der Ertragsentwicklung von Westwing und der Vergütung der Beleg-
schaft im Vergleich zum vorangegangenen Geschäftsjahr dar. Die Vergütung der 
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Mitglieder des Aufsichtsrats basiert auf der gewährten und geschuldeten Vergü-
tung. Die Ertragsentwicklung von Westwing wird anhand der zentralen finanziel-
len Kennzahl "Umsatz" der Westwing Group SE dargestellt. Ein Vergleich mit der 
Ertragsentwicklung der Westwing Group SE ist jedoch nicht aussagekräftig, da sie 
eine reine Holding-Gesellschaft darstellt. Aus diesem Grund wird zusätzlich die 
"Bereinigte EBITDA-Marge" des Westwing Konzerns dargestellt. Für die Vergü-
tung der Belegschaft wird auf die durchschnittliche Vergütung der Angestellten und 
Arbeiter in Deutschland (exklusive Auszubildende und Praktikanten) im West-
wing-Konzern abgestellt. Um die Vergleichbarkeit sicherzustellen, wurde die Ver-
gütung von Teilzeitarbeitskräften auf Vollzeitäquivalente hochgerechnet. 

      

Jährliche Veränderung  2022 vs. 
2021 

2021 vs. 2020 2020 vs. 
2019 

2019 vs. 
2018 

2018 vs. 
2017 

Aufsichtsratsvergütung1      

Christoph Barchewitz3 -7.4 % 0,0 % 140,0 % -4 - 

Dr. Antonella Mei-Pochtler 0,0 % 0,0 % 140,0 % -4 - 

Michael Hoffmann  0,0 % 0,0 % 140,0 % -4 - 

Thomas Harding 0,0 % 0,0 % 140,0 % -4 - 

Mareike Wächter2 - - - - - 

Ertragsentwicklung      

Bereinigte EBITDA-Marge 
Westwing Konzern 

-8,7 %-Pkt. -7,0 %-Pkt. 
15,3 %-

Pkt. 
-5,0 %-

Pkt. 
3,1 %-Pkt. 

Umsatz Westwing Group SE  -28,6 % 65,8 % 47,1 % 63,0 % 22,5 % 

      

Durchschnittliche Vergü-
tung der Belegschaft 

     

Belegschaft 5,0 % -3,7 % 18,8 % 9,1 % 3,1 % 
1Die den Veränderungsraten zugrundeliegende gewährte und geschuldete Vergütung der Geschäftsjahre lässt etwaige 
zusätzliche Umsatzsteuer außer Betracht; ebenso wird etwaig einzubehaltende Quellensteuer nicht gesondert ausge-
wiesen. 
2Da Mareike Wächter dem Aufsichtsrat seit dem 18.08.2021 angehört, wird ihre Vergütung für die Aufsichtsratstätig-
keit erstmals im Geschäftsjahr 2022 gewährt und geschuldet und ein Vergleich zu den Vorjahren ist nicht möglich.  
3Christoph Barchewitz gehörte dem Prüfungsausschuss bis zum 18.08.2021 an.   
4Die Aufsichtsratsmitglieder wurden erstmalig im Geschäftsjahr 2018 gewählt, sodass ihre Vergütung erstmals 2019 
gewährt wurde. Ein Vergleich der Vergütung zu früheren Geschäftsjahren ist daher nicht möglich. 

IV. Ausblick auf das Geschäftsjahr 2023 aus Vergütungssicht  

Der Vergütungsbericht über das Geschäftsjahr 2022 wurde gemeinsam durch den 
Vorstand und den Aufsichtsrat im ersten Quartal 2023 erstellt und durch den Ab-
schlussprüfer geprüft (s.u.). Der Vergütungsbericht wird der ordentlichen 
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Hauptversammlung über das Geschäftsjahr 2022, welche am 16. Mai 2023 geplant 
ist, zur Billigung vorgelegt werden.  

Der Aufsichtsrat hat sich mit der Fortentwicklung des Vergütungssystem des Vor-
stands befasst und im März 2023 beschlossen, ein geändertes Vergütungssystems 
der ordentliche Hauptversammlung über das Geschäftsjahr 2022 zur Billigung vor-
zulegen. Die maßgeblichen Änderungen betreffen: 

• Rollierender (d.h. jährlich startender) LTI-Zyklus (statt sog. sequentiellem 
System) 

• Anpassung der Gewichtung der Vergütungsparameter 

• Konkretisierung der Leistungskriterien (u.a. klare Ausrichtung der ESG-
Ziele an die Nachhaltigkeitsstrategie von Westwing) 

• Aufnahme von Möglichkeiten für den Aufsichtsrat bei der jährlichen Zutei-
lung von LTI-Tranchen Anpassungsmechanismen vorzusehen (Cap / Floor) 

• Reduktion der Höhe der Maximalvergütung 

Die detaillierte Beschreibung der Ausgestaltung des Vergütungssystem wie es der 
Hauptversammlung über das Geschäftsjahr 2022 zur Billigung vorgelegt wird, wird 
im Rahmen der Hauptversammlungsunterlagen auch auf der Internetseite der West-
wing Group SE zugänglich gemacht.   

Dieses durch die Hauptversammlung zu beschließende Vergütungssystem soll - 
vorbehaltlich der Billigung durch die Hauptversammlung - ab Mitte 2023 auch auf 
den neuen Finanzvorstand Sebastian Westrich Anwendung finden, der spätestens 
zum 01. August 2023 auf Sebastian Säuberlich folgt, welcher nach Ablauf seiner 
aktuellen Amtsperiode das Unternehmen im besten gegenseitigen Einvernehmen 
zum 31. März 2023 verlässt.  

V. Vermerk des unabhängigen Wirtschaftsprüfers über die Prüfung des Ver-
gütungsberichts nach § 162 Abs. 3 AktG 

An die Westwing Group SE, Berlin 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Vergütungsbericht der Westwing Group SE, Berlin, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 daraufhin formell ge-
prüft, ob die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG im Vergütungsbericht gemacht 
wurden. In Einklang mit § 162 Abs. 3 AktG haben wir den Vergütungsbericht nicht 
inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung sind im beigefügten Vergütungsbericht in allen wesent-
lichen Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden. Un-
ser Prüfungsurteil erstreckt sich nicht auf den Inhalt des Vergütungsberichts. 
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Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Vergütungsberichts in Übereinstimmung mit § 162 
Abs. 3 AktG unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Die Prüfung des Ver-
gütungsberichts nach § 162 Abs. 3 AktG (IDW PS 870) durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach dieser Vorschrift und diesem Standard ist im Abschnitt "Verant-
wortung des Wirtschaftsprüfers" unseres Vermerks weitergehend beschrieben. Wir 
haben als Wirtschaftsprüferpraxis die Anforderungen des IDW Qualitätssiche-
rungsstandards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüfer-
praxis (IDW QS 1) angewendet. Die Berufspflichten gemäß der Wirtschaftsprüfer-
ordnung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer ein-
schließlich der Anforderungen an die Unabhängigkeit haben wir eingehalten. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats 

Die gesetzlichen Vertreter und der Aufsichtsrat sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, der den 
Anforderungen des § 162 AktG entspricht. Ferner sind sie verantwortlich für die 
internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung eines Ver-
gütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist. 

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob im Vergü-
tungsbericht in allen wesentlichen Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 
AktG gemacht worden sind, und hierüber ein Prüfungsurteil in einem Vermerk ab-
zugeben. 

Wir haben unsere Prüfung so geplant und durchgeführt, dass wir durch einen Ver-
gleich der im Vergütungsbericht gemachten Angaben mit den in § 162 Abs. 1 und 
2 AktG geforderten Angaben die formelle Vollständigkeit des Vergütungsberichts 
feststellen können. In Einklang mit § 162 Abs. 3 AktG haben wir die inhaltliche 
Richtigkeit der Angaben, die inhaltliche Vollständigkeit der einzelnen Angaben 
oder die angemessene Darstellung des Vergütungsberichts nicht geprüft. 

München, den 29. März 2023 

PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Dietmar Eglauer Michael Popp 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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2. Angaben zu Punkt 6 der Tagesordnung: Vergütungssystem für die Mitglieder 
des Vorstands 

Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands 

Der Aufsichtsrat der Westwing Group SE (im Folgenden "Westwing" oder die 
"Gesellschaft") hat das nachfolgend dargestellte Vergütungssystem für die Mitglie-
der des Vorstands der Gesellschaft in seiner Sitzung am 14. Dezember 2022 grund-
sätzlich sowie in der Sitzung vom 29. März 2023 final zur Vorlage an die Haupt-
versammlung beschlossen. 

Auf eine Darstellung der Grundzüge des Vergütungssystems folgt eine Beschrei-
bung der Verfahren zur Festlegung, Überprüfung und Umsetzung des Vergütungs-
systems. Im Anschluss erfolgt eine detaillierte Beschreibung des Vergütungssys-
tems. Hierbei werden die einzelnen Vergütungsbestandteile sowie die festgelegte 
Maximalvergütung erläutert. Zudem werden Möglichkeiten zur Reduzierung oder 
Rückforderung variabler Vergütungsbestandteile sowie Regelungen zur Laufzeit 
und Beendigung von Vorstandsdienstverträgen dargestellt. 

I. Grundzüge des Vergütungssystems 

Ziel des Aufsichtsrats ist es, den Mitgliedern des Vorstands eine wettbewerbsfähige 
und marktübliche Vergütung zu bieten, damit die Gesellschaft geeignete nationale 
und internationale Kandidatinnen und Kandidaten für eine Tätigkeit im Vorstand 
von Westwing gewinnen und halten kann. Bei der Ausgestaltung des Vergütungs-
systems für die Mitglieder des Vorstands hat sich der Aufsichtsrat insbesondere an 
folgenden Grundsätzen orientiert: 

Strategieorientierung 

Das System zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands leistet in seiner Gesamt-
heit einen wesentlichen Beitrag zur Förderung und Umsetzung der Geschäftsstrate-
gie von Westwing, indem auf den langfristigen und nachhaltigen Unternehmenser-
folg bezogene Leistungskriterien definiert und diese mit anspruchsvollen Zielset-
zungen versehen werden. Das Vergütungssystem setzt dadurch wichtige Anreize 
für eine ergebnisorientierte Unternehmensführung, nachhaltiges Wachstum und die 
Steigerung des langfristigen Unternehmenswerts. 

Leistungsorientierung und Angemessenheit 

Die individuelle Vergütung der Mitglieder des Vorstands soll in einem angemesse-
nen Verhältnis zu ihren Aufgaben und Leistungen stehen. Um dies sicherzustellen, 
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werden adäquate und ambitioniert gesetzte Leistungskriterien innerhalb der variab-
len Vergütungskomponenten angemessen verankert (Pay for Performance). 

Langfristigkeit und Nachhaltigkeit 

Das Vergütungssystem soll die nachhaltige und langfristige Entwicklung der Ge-
sellschaft fördern. Um die Vergütung an die langfristige Entwicklung der Gesell-
schaft zu knüpfen, macht die langfristige variable Vergütung einen wesentlichen 
Anteil der Gesamtvergütung aus und übersteigt die kurzfristige variable Vergütung. 
Des Weiteren beinhaltet das Vergütungssystem Leistungskriterien, die soziale und 
ökologische Aspekte in den Blick nehmen und nachhaltiges Handeln der Gesell-
schaft fördern. Die Integration von nicht-finanziellen Leistungskriterien aus den 
Bereichen Umwelt, Soziales und Unternehmensführung (Environmental, Social 
and Governance, "ESG") als Bestandteile der Vergütungsstruktur incentiviert ein 
nachhaltiges und zukunftsorientiertes Handeln und strebt zugleich eine Wertschaf-
fung für die Kunden, Mitarbeiter und Aktionäre von Westwing sowie die Umwelt 
im Ganzen an. 

Kapitalmarktorientierung 

Um das Handeln der Mitglieder des Vorstands auf eine langfristige, positive Ent-
wicklung der Gesellschaft und die Interessen der Aktionäre von Westwing auszu-
richten, sollen die variablen leistungsabhängigen Vergütungsbestandteile überwie-
gend aktienbasiert gewährt werden. Die Ausgestaltung der langfristigen variablen 
Vergütungskomponente als Performance Share Plan ("LTI-Komponente 1") sowie 
als Aktienoptionsplan ("LTI-Komponente 2") tragen diesem Grundsatz Rech-
nung. Daneben verknüpfen zusätzlich auch Aktienhaltevorschriften (Share Ow-
nership Guidelines), wonach die Mitglieder des Vorstands verpflichtet sind, West-
wing-Aktien in Höhe von 100 % (Vorsitzender) bzw. 50 % (ordentliches Mitglied) 
ihres festen Brutto-Jahresgehalts für die Dauer ihrer Bestellung zu halten, die Inte-
ressen der Mitglieder des Vorstands mit denen der Aktionäre von Westwing. 

Klarheit und Verständlichkeit 

Das Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands von Westwing ist klar und 
verständlich gestaltet. Es befolgt die Vorgaben des geltenden Aktiengesetzes in der 
Fassung des Gesetzes zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie vom 
12. Dezember 2019 (ARUG II) und entspricht den Empfehlungen des Deutschen 
Corporate Governance Kodex (DCGK) in der Fassung vom 28. April 2022, bekannt 
gemacht im Bundesanzeiger am 27. Juni 2022, soweit keine Abweichung von die-
sen Empfehlungen erklärt wird. 
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II. Verfahren zur Festsetzung, Umsetzung sowie zur Überprüfung des Vergü-
tungssystems 

Der Aufsichtsrat beschließt gemäß § 87a Abs. 1 Satz 1 AktG ein klares und ver-
ständliches Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands. Das vom Auf-
sichtsrat beschlossene Vergütungssystem wird gemäß § 120a Abs. 1 AktG der 
Hauptversammlung zur Billigung vorgelegt. Im Fall von wesentlichen Änderungen, 
mindestens jedoch alle vier Jahre, wird das Vergütungssystem erneut der Hauptver-
sammlung zur Billigung vorgelegt. 

In Übereinstimmung mit dem der Hauptversammlung vorgelegten Vergütungssys-
tem legt der Aufsichtsrat die konkrete Ziel-Gesamtvergütung sowie die Leistungs-
kriterien der variablen Vergütungsbestandteile für jedes Mitglied des Vorstands 
fest. 

Billigt die Hauptversammlung das jeweils zur Abstimmung vorgelegte Vergütungs-
system nicht, so wird ihr spätestens in der darauffolgenden ordentlichen Hauptver-
sammlung ein überprüftes Vergütungssystem zur Billigung vorgelegt. Dabei erläu-
tert der Aufsichtsrat alle wesentlichen Änderungen und gibt eine Übersicht, inwie-
weit Abstimmung und Äußerungen der Aktionäre in Bezug auf das Vergütungssys-
tem und ggf. die Vergütungsberichte berücksichtigt wurden. 

Der Aufsichtsrat überprüft das Vergütungssystem und die Höhen der individuellen 
Vergütungen der einzelnen Mitglieder des Vorstands regelmäßig auf ihre Ange-
messenheit. Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Vergütungshöhe finden 
das Vergleichsumfeld von Westwing (Horizontalvergleich) sowie die unterneh-
mensinterne Vergütungsstruktur (Vertikalvergleich) Berücksichtigung: 

• Horizontalvergleich: Zum einen beurteilt der Aufsichtsrat die Üblichkeit der 
konkreten Gesamtvergütungen der Mitglieder des Vorstands im Vergleich 
mit der Vorstandsvergütung einer vom Aufsichtsrat festzulegenden Gruppe 
vergleichbarer in- und ausländischer Unternehmen und berücksichtigt hierbei 
insbesondere die Marktstellung (insbesondere Branche, Größe und Land) so-
wie die wirtschaftliche Lage von Westwing (Peergroup-Vergleich). Dabei hat 
der Aufsichtsrat schwerpunktmäßig deutsche börsennotierte Unternehmen 
aus den Branchen E-Commerce, Technologie und IT ausgewählt. Primär wur-
den Unternehmen selektiert, deren Mitarbeiterzahl, Umsatz und Wachs-
tumsambitionen gut mit Westwing vergleichbar sind. 

• Vertikalvergleich: Zum anderen beurteilt der Aufsichtsrat die Entwicklung 
der konkreten Gesamtvergütungen der Mitglieder des Vorstands innerhalb 
des Unternehmens. Dazu betrachtet er das Verhältnis der Vorstandsvergütung 
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zur Vergütung sowohl des oberen Führungskreises als auch der Belegschaft 
insgesamt. Der obere Führungskreis setzt sich dabei aus dem Executive Team 
von Westwing ohne die Mitglieder des Vorstands zusammen. Die Belegschaft 
insgesamt umfasst die in Deutschland angestellten Mitarbeiter der Westwing-
Gruppe. Das Verhältnis zwischen der Vorstandsvergütung und den genannten 
vertikalen Vergleichsgruppen wird auch in der zeitlichen Entwicklung be-
rücksichtigt. Bei wesentlichen Verschiebungen im Verhältnis der Vorstand-
vergütung zu der Vergütung der vertikalen Vergleichsgruppen prüft der Auf-
sichtsrat die Ursachen für die Verschiebung. 

Zur Entwicklung des Vergütungssystems und zur Beurteilung der Angemessenheit 
der Vergütung zieht der Aufsichtsrat bei Bedarf einen externen Vergütungsexperten 
hinzu, wobei der Aufsichtsrat auf dessen Unabhängigkeit vom Vorstand und von 
der Gesellschaft achtet.  

Die allgemeinen Regeln des Aktiengesetzes und Empfehlungen des Deutschen Cor-
porate Governance Kodex zur Behandlung und Vermeidung von Interessenkonflik-
ten im Aufsichtsrat finden auch beim Verfahren zur Festsetzung, Umsetzung sowie 
zur Überprüfung des Vergütungssystems für die Mitglieder des Vorstands Anwen-
dung. Der Umgang mit Interessenkonflikten ist auch in der Geschäftsordnung für 
den Aufsichtsrat festgelegt. Danach hat jedes Mitglied des Aufsichtsrats Interessen-
konflikte, insbesondere solche, die aufgrund einer Beratung oder Organfunktion bei 
Kunden, Lieferanten, Kreditgebern, Kreditnehmern oder sonstigen Dritten entste-
hen können, dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats offenzulegen. In diesem Fall neh-
men die betreffenden Mitglieder des Aufsichtsrats nicht an den Beschlussfassungen 
zu den betreffenden Tagesordnungspunkten im Aufsichtsrat und seinen Ausschüs-
sen teil. Bei wesentlichen und nicht nur vorübergehenden Interessenkonflikten in 
der Person eines Mitglieds des Aufsichtsrats soll das betreffende Mitglied des Auf-
sichtsrats sein Amt niederlegen. Der Aufsichtsrat wird in seinem Bericht an die 
Hauptversammlung über aufgetretene Interessenkonflikte und deren Behandlung 
informieren. 

Westwing veröffentlicht die Vergütung der Mitglieder des Vorstands jährlich in 
dem gesetzlich vorgeschriebenen Vergütungsbericht und im Geschäftsbericht. 
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III. Beschreibung des Vergütungssystems 

A. Bestandteile der Vergütung 

1. Überblick und Bestandteile der Ziel-Gesamtvergütung 

Die Vergütung der Mitglieder des Vorstands setzt sich aus erfolgsunabhängigen 
(festen) und erfolgsabhängigen (variablen) Bestandteilen zusammen. Das feste Jah-
resgehalt und die Nebenleistungen bilden dabei die festen Bestandteile. Variable 
Bestandteile sind die kurzfristige variable Vergütung (Short Term Incentive – STI) 
und die langfristige variable Vergütung (Long Term Incentive – LTI), die jeweils 
an die Erreichung verschiedener Leistungskriterien geknüpft sind. Der LTI setzt 
sich aus zwei Komponenten zusammen, einem Performance Share Plan (LTI-Kom-
ponente 1) und einem Aktionsoptionsplan (LTI-Komponente 2). Es bestehen keine 
Ruhegehalts- und Vorruhestandsregelungen. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt schematisch die festen sowie die variablen Be-
standteile des Vergütungssystems für die Mitglieder des Vorstands der Gesell-
schaft. 

Feste Ver-
gütung 

Festes Jahresgehalt 
▪ Fixe vertraglich vereinbarte Vergütung, die in zwölf 

Monatsraten ausgezahlt wird 

Nebenleistungen 

▪ Zuschuss zur Krankenversicherung und zur Alters-
vorsorge 

▪ Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Or-
ganmitglieder (D&O-Versicherung) 

▪ Top Manager Rechtsschutzversicherung 
▪ Möglichkeit zur Gewährung eines Sign-On Bonus 
▪ Etwaige weitere Zuschüsse (u.a. Umzug, Weiterbil-

dung, Fahrzeug) 

Kurzfristige  
variable 

Plantyp ▪ Zielbonus 

Begrenzung des Aus-
zahlungsbetrags 

▪ 200 % des Zielbetrags 

Leistungskriterien 

▪ 25 % Umsatz 
▪ 25 % Bereinigte EBITDA Marge 
▪ 25 % Free Cashflow 
▪ 25 % ESG-Erfolgsziel 
▪ Der Aufsichtsrat behält sich das Recht vor, die Ge-

wichtung der vorgenannten KPI nach pflichtgemä-
ßem Ermessen auch anderweitig zu bestimmen, wo-
bei das ESG-Erfolgsziel mind. 20% betragen muss. 

Auszahlung 
▪ Im Monat nach der Billigung des Konzernabschlus-

ses in bar 

Langfristige 
variable 

Struktur ▪ Aktienbasierter Vergütungsbestandteil bestehend 
aus einem Performance Share Plan und Aktienoptio-
nen 

Zuteilung 
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▪ Vom Mitglied des Vorstands wählbares Verhältnis 
aus Performance Shares und Aktienoptionen (min-
destens jedoch 50 % Aktienoptionen) 

▪ Zuteilung der langfristigen variablen Vergütung per 
annum (rollierend) 

LTI-
Kompo-
nente 1 

Plantyp ▪ Performance Share Plan 

Laufzeit ▪ Vier Jahre 

LTI-
Kompo-
nente 2 

Plantyp ▪ Aktienoptionsplan 

Laufzeit ▪ Vier Jahre 

Aus-
übungs-
zeitraum 

▪ Drei Jahre nach Ablauf der Laufzeit 

Leistungskriterien 

▪ 40 % Umsatz 
▪ 40 % Bereinigte EBITDA Marge 
▪ 20 % ESG-Erfolgsziel 
▪ Der Aufsichtsrat behält sich das Recht, vor im Rah-

men der Zuteilung die Gewichtung der vorgenannten 
KPI nach pflichtgemäßem Ermessen auch anderwei-
tig zu bestimmen, wobei das ESG-Erfolgsziel mind. 
20% betragen muss. 

Cap und Floor für 
LTI  

▪ Der Aufsichtsrat behält sich das Recht vor, bei der 
jährlichen Zuteilung von LTI-Tranchen Anpassungs-
mechanismen vorzusehen, die für den Fall greifen, 
dass sich der Aktienkurs bei Zuteilung unterhalb ei-
nes bestimmten Mindestwerts oder zum Ausübungs-
zeitpunkt oberhalb eines bestimmten Höchstwerts 
befindet. 

Auszahlung 

▪ Grundsätzlich in Aktien 
▪ Der Aufsichtsrat behält sich das Recht vor, die Aus-

zahlung in bar vorzunehmen 

Sonstiges 

Share Ownership 
Guidelines (SOG) 

▪ Die Mitglieder des Vorstands sind verpflichtet, 
Westwing-Aktien in Höhe von 100 % (Vorsitzender) 
bzw. 50 % (ordentliches Mitglied) ihres festen 
Brutto-Jahresgehalts für die Dauer der Bestellung 
zum Vorstandsmitglied zu halten. 

     Maximalvergütung 

▪ Begrenzung der für ein Geschäftsjahr zu gewähren-
den Gesamtvergütung gemäß § 87a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 AktG: 
− Vorsitzender des Vorstands:                

EUR 10 Mio. (brutto) 
− Ordentliches Mitglied des Vorstands: EUR 6 

Mio. (brutto) 

Malus / Clawback 

▪ Möglichkeit zur teilweisen oder vollständigen Ein-
behaltung bzw. Rückforderung variabler Vergütung 
bei grob fahrlässigem Verhalten, vorsätzlichen 
Pflichtverletzungen oder bei auf Grundlage falscher 
Daten ausgezahlter variabler Vergütung 

Der Aufsichtsrat legt auf Basis des Vergütungssystems für jedes Mitglied des Vor-
stands eine konkrete Ziel-Gesamtvergütung fest, die in einem angemessenen 
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Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des jeweiligen Mitglieds des Vorstands 
sowie zur Lage der Gesellschaft steht. Bei der Festlegung der Höhe der Ziel-Ge-
samtvergütung der einzelnen Mitglieder des Vorstands kann der Aufsichtsrat nach 
seinem pflichtgemäßen Ermessen im Hinblick auf unterschiedliche Anforderungen 
der jeweiligen Vorstandsfunktion, Marktgegebenheiten oder Qualifikation und Er-
fahrung der Mitglieder des Vorstands differenzieren. Er kann bei der Festlegung 
der Ziel-Gesamtvergütung daher insbesondere Unterschiede in Abhängigkeit von 
der Funktion der Mitglieder des Vorstands (Vorsitzender oder ordentliches Mit-
glied), der Verantwortung innerhalb des Gesamtvorstands oder der Erfahrung oder 
Zugehörigkeitsdauer zum Vorstand vornehmen. 

Bei der Festlegung der Vergütungsstruktur achtet der Aufsichtsrat zudem darauf, 
dass die variablen Vergütungsbestandteile einen signifikanten Anteil an der Ge-
samtvergütung haben, um eine starke Anreizstruktur sowie leistungsgerechte Ver-
gütung der Mitglieder des Vorstands sicherzustellen. Darüber hinaus berücksichtigt 
der Aufsichtsrat entsprechend den Vorgaben des Aktiengesetzes und den Empfeh-
lungen des Deutschen Corporate Governance Kodex, dass der Anteil der langfristi-
gen variablen Vergütung den Anteil der kurzfristigen variablen Vergütung über-
steigt, um den Fokus auf die langfristige und nachhaltige Entwicklung von West-
wing zu legen. 

Die Ziel-Gesamtvergütung setzt sich aus der Summe fester und variabler Vergü-
tungskomponenten zusammen. Bei den variablen Vergütungskomponenten (STI 
und LTI) wird jeweils der Zielbetrag bei 100%iger Zielerreichung zugrunde gelegt. 

Die Vergütungsstruktur ist in der nachfolgenden Abbildung dargestellt: 

 Vergütungskomponente Relativer Anteil an der Ziel-Gesamtvergütung 

Feste 
Vergütung 

Festes Jahresgehalt      20 % - 50 % 

Nebenleistungen 1 % - 5 % 

Variable  
Vergütung 

Kurzfristige variable 

Vergütung (STI) 
     10 % - 30 % 

LTI 

Komponente 1      0 % - 34,5 % 

     31 % - 69 % 

Komponente 2      31 % - 69 % 
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Der Anteil der erfolgsunabhängigen Vergütung (festes Jahresgehalt und Nebenleis-
tungen) liegt bei rund 21 % bis 55 % der Ziel-Gesamtvergütung. Der Anteil der 
kurzfristigen variablen Vergütung (STI) liegt bei 10 bis 30 % der Ziel-Gesamtver-
gütung, während der Anteil der langfristigen variablen Vergütung (LTI) mit 31 % 
bis 69 % den überwiegenden Anteil an der variablen Vergütung ausmacht. Der LTI 
besteht aus der LTI-Komponente 1 (Performance Share Plan) und der LTI-Kompo-
nente 2 (Aktienoptionsplan). In Abhängigkeit von der Präferenz des jeweiligen Mit-
glieds des Vorstands beträgt der Anteil der LTI-Komponente 1: 0 % bis 50 % am 
LTI und entspricht damit einem Anteil von 0 % bis 34,5 % an der Ziel-Gesamtver-
gütung. Die LTI- Komponente 2 hat einen Anteil von 50 % bis 100 % am LTI und 
entspricht damit einem Anteil von 31 % bis 69 % an der Ziel-Gesamtvergütung. 
Auch diese Differenzierungsmöglichkeiten haben zur Folge, dass die Anteile der 
einzelnen Vergütungsbestandteile an der Ziel-Gesamtvergütung im Vergütungssys-
tem in prozentualen Bandbreiten angegeben werden. 

2. Feste Vergütungsbestandteile 

a. Festes Jahresgehalt 

Die Mitglieder des Vorstands von Westwing erhalten ein festes Jahresgehalt, das in 
zwölf gleichen Monatsraten in bar ausgezahlt wird. Beginnt oder endet der Dienst-
vertrag im laufenden Geschäftsjahr, wird das feste Jahresgehalt für dieses Ge-
schäftsjahr zeitanteilig gewährt. 

b. Nebenleistungen 

Vorstandsmitgliedern können zudem vertraglich festgelegte Nebenleistungen in 
Form von Sach- und sonstigen Bezügen gewährt werden. Hierzu gehören im We-
sentlichen die Zahlung von Beiträgen und Zuschüssen zu Versicherungen bzw. die 
Übernahme von Versicherungsprämien (z.B. Einbeziehung in die Vermögensscha-
denhaftpflichtversicherung/D&O-Versicherung der Gesellschaft mit marktüblicher 
Deckungssumme und einem Selbstbehalt nach § 93 Abs. 2 Satz 3 AktG, Beiträge 
zur Kranken- und Pflegeversicherung sowie Unfallversicherung, die auch eine 
Leistung an Erben des Vorstandsmitglieds im Todesfall vorsehen kann). Der Auf-
sichtsrat kann andere oder zusätzliche marktübliche Nebenleistungen, wie z.B. 
Dienstwagen oder bei Neueintritten die Übernahme von Umzugskosten, gewähren. 
Die Art, Höhe und Dauer der Sachbezüge können nach der persönlichen Situation 
der Vorstandsmitglieder variieren. Aufgrund der Maximalvergütung ist für jedes 
Vorstandsmitglied ein Maximalbetrag für Nebenleistungen je Geschäftsjahr festge-
setzt. Darüber hinaus hat der Aufsichtsrat das Recht, im Einzelfall neu eintretenden 
Mitgliedern des Vorstands in marktgerechter und angemessener Weise einen Sign-
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On Bonus anlässlich des Amtseintritts in bar oder in Aktien zu gewähren, um ge-
eignete Kandidatinnen und Kandidaten zu gewinnen. Durch eine solche Sonderzah-
lung können z.B. Vergütungseinbußen aus vormaligen Dienstverträgen ausgegli-
chen werden, die durch den Wechsel zu Westwing entstehen. 

 

3. Variable Vergütungsbestandteile 

Nachfolgend werden die variablen Vergütungsbestandteile beschrieben. Dabei wird 
verdeutlicht, welcher Zusammenhang zwischen der Erreichung der Leistungskrite-
rien und dem Auszahlungsbetrag der variablen Vergütung besteht. Ferner wird er-
läutert, in welcher Form und wann die Mitglieder des Vorstands über die gewährten 
variablen Vergütungsbeträge verfügen können. Zudem wird erläutert, wie die vari-
ablen Vergütungsbestandteile zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur lang-
fristigen Entwicklung der Gesellschaft beitragen. 

a. Kurzfristige variable Vergütung (STI) 

Der STI ist ein leistungsorientierter variabler Vergütungsbestandteil mit einjähri-
gem Bemessungszeitraum, der den im Geschäftsjahr geleisteten Beitrag zur opera-
tiven Umsetzung der Unternehmensstrategie sowie zu einer nachhaltigen Unterneh-
mensentwicklung incentiviert. Neben drei finanziellen Leistungskriterien beinhal-
tet die kurzfristige variable Vergütung auch ein nicht-finanzielles ESG-Erfolgsziel. 
Die Gewichtung der Leistungskriterien beträgt jeweils 25 %. Der Aufsichtsrat be-
hält sich das Recht vor, die Gewichtung der vorgenannten KPI nach pflichtgemä-
ßem Ermessen auch anderweitig zu bestimmen, wobei das ESG-Erfolgsziel min-
destens 20% betragen muss.  

Einjährige Performanceperiode 

STI- 
Auszahlungs- 

betrag 
(in Euro) 

Geschäftsjahr 0  Geschäftsjahr 1 Geschäftsjahr 2 

STI- 
Zielwert 
(in Euro) 

Zielerreichung in % x = 

Cap: 200% des  
Zielbetrags 

ESG-Erfolgsziel 

Finanzielle  
Leistungskriterien 

Umsatz 

Nicht-finanzielles  
Leistungskriterium + 

Free Cashflow 

Bereinigte EBITDA-Marge 

25% 

25% 

25% 

25% 
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Finanzielle Leistungskriterien – Umsatz, bereinigte EBITDA Marge und Free 
Cashflow 

Dieser Teil des STI bemisst sich an der Erreichung der drei finanziellen Leistungs-
kriterien Umsatz, bereinigte EBITDA Marge und Free Cashflow. Der Umsatz und 
die bereinigte EBITDA-Marge stellen die wichtigsten finanziellen Leistungsindi-
katoren für das operative Geschäft von Westwing dar. 

● Umsatz: Beim Umsatz handelt es sich um den im geprüften und gebilligten 
Konzernabschluss ausgewiesenen Umsatz. Er ist der zentrale Indikator für die 
Nachfrage nach den Produkten von Westwing und damit ein wichtiger Faktor 
für die Umsetzung der Wachstumsstrategie von Westwing. Die Ausrichtung 
der Vergütung am Umsatz der Gesellschaft trägt somit zur Förderung der Ge-
schäftsstrategie und langfristigen Entwicklung der Gesellschaft bei. 

● Bereinigte EBITDA Marge: Westwing definiert das EBITDA als die 
Summe des Ergebnisses vor Zinsen und Steuern (EBIT) sowie Abschreibun-
gen und Wertminderungen. Das bereinigte EBITDA wird durch Anpassungen 
des EBITDA um Erträge/Aufwendungen für anteilsbasierte Vergütung sowie 
einmalige Sondereffekte (wie Restrukturierungsaufwendungen) berechnet. 
Die bereinigte EBITDA Marge ergibt sich, indem das bereinigte EBITDA 
durch den Umsatz geteilt wird. Die bereinigte EBITDA-Marge spiegelt die 
operative Ertragskraft und Wettbewerbsfähigkeit von Westwing wider. Die 
Steigerung der bereinigten EBITDA-Marge steht im Einklang mit der Ge-
schäftsstrategie von Westwing und belegt eine Steigerung der operativen Er-
tragskraft und trägt damit zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft bei. 

● Free Cashflow: Der Free Cashflow ist definiert als Summe aus dem Cash-
flow aus betrieblicher Tätigkeit und dem Cashflow aus Investitionstätigkeit. 
Er gewährleistet die kurzfristige Liquidität des operativen Geschäfts unter 
Berücksichtigung von Investitionstätigkeiten und leistet damit die Grundlage 
zur nachhaltigen und langfristigen Entwicklung der Gesellschaft.  

Der Aufsichtsrat legt für jedes Geschäftsjahr jeweils einen Zielwert sowie einen 
oberen und unteren Schwellenwert für die drei vorgenannten STI-Leistungskrite-
rien fest. Betreffend die Kennzahl bereinigte EBITDA Marge kann der Aufsichtsrat 
nach seinem pflichtgemäßen Ermessen bei der Bewertung der Zielerreichung durch 
den Vorstand Bereinigungen um Sondereffekte abweichend von der Sicht des Vor-
stands festlegen.  Im Übrigen kann der Aufsichtsrat bei der Kennzahl Free Cashflow 
nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall eine Adjustierung vornehmen, soweit 
Auszahlungen für gewährte aktienbasierte Vergütungsbestandteile in den Cashflow 
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aus betrieblicher Tätigkeit eingerechnet sind, da diese Abflüsse ex ante nicht prog-
nostizierbar sind. Dabei sollte er sich an der Budgetplanung des jeweiligen Ge-
schäftsjahres und etwaiger Kapitalmarkt-Guidance orientieren. Damit diese Ziele 
ihre Anreizfunktion nicht verfehlen, wird der Aufsichtsrat nach pflichtgemäßem 
Ermessen darauf achten, dass die Ziele einerseits ambitioniert sind, zum anderen 
aber für die Mitglieder des Vorstands erreichbar bleiben.  

Die Zielerreichungsgrade der drei Leistungskriterien – Umsatz, bereinigte EBITDA 
Marge und Free Cashflow – werden durch einen Vergleich zwischen dem erzielten 
Ist-Wert im Geschäftsjahr gegenüber dem vom Aufsichtsrat definierten Zielwert 
(Plan-Wert) ermittelt. Die Bandbreite der möglichen Zielerreichungsgrade der Leis-
tungskriterien im STI liegt zwischen 0 % und 200 %. Entspricht der Ist-Wert dem 
vom Aufsichtsrat definierten Zielwert, beträgt der Zielerreichungsgrad für das Leis-
tungskriterium 100 %. Unterschreitet der Ist-Wert den vom Aufsichtsrat definierten 
unteren Schwellenwert, beträgt der Zielerreichungsgrad für das Leistungskriterium 
0 %. Ist dies für alle vier Leistungskriterien der Fall, kann der STI somit auch kom-
plett entfallen. Erreicht oder überschreitet der Ist-Wert den vom Aufsichtsrat defi-
nierten oberen Schwellenwert, beträgt der Zielerreichungsgrad für das Leistungs-
kriterium 200 %. 

Die Bonuskurven sind nach folgendem Schema aufgebaut (wobei der untere 
Schwellenwert beispielhaft bei 50 % festgelegt wurde): 

Nicht-finanzielles Leistungskriterium – ESG-Erfolgsziel 

 

Für den langfristigen Erfolg der Gesellschaft ist neben der finanziellen Entwicklung 
auch die nachhaltige nicht-finanzielle Entwicklung der Gesellschaft von entschei-
dender Bedeutung. Dieser Teil des STI bemisst sich an der Erreichung eines nicht-
finanziellen ESG-Erfolgsziels, das aus der jeweils gültigen Nachhaltigkeitsstrategie 
von Westwing abgeleitet wird.  
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Aktuell sind folgende sechs Schwerpunktthemen bestimmt:  

• Verantwortungsbewusstes Marketing und Kommunikation  

• Faire Arbeitsbedingungen 

• Auswirkungen auf Lieferanten 

• Klima und Energie 

• Verpackung 

• Materialbeschaffung  

Bei der Definition des ESG-Erfolgsziels legt der Aufsichtsrat neben dem konkreten 
ESG-Erfolgsziel auch die Methode zur Leistungsmessung sowie den Zielwert, ei-
nen unteren Schwellenwert und einen oberen Schwellenwert fest. Die konkrete Zie-
lerreichung kann zwischen 0 % und 200 % liegen und wird ex-post im Vergütungs-
bericht erläutert. Bei der Festlegung des konkreten ESG-Erfolgsziels achtet der 
Aufsichtsrat darauf, dass dieses messbar und transparent ist und orientiert sich dabei 
an den Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie von Westwing. Sofern das ausgewählten 
ESG-Erfolgsziel durch nicht vorhersehbare Entwicklungen nicht messbar oder er-
mittelbar ist, kann der Aufsichtsrat eine alternative Kennzahl, die dem ursprüngli-
chen Zweck möglichst nahekommt, heranziehen. Grundsätzlich ist aber auch für 
das ESG-Erfolgsziel entsprechend der Empfehlung des Deutschen Corporate 
Governance Kodex eine nachträgliche Änderung ausgeschlossen. 

Gesamtzielerreichung und Auszahlungsmodalitäten 

Die Gesamtzielerreichung des STI wird vom Aufsichtsrat nach Ablauf des Ge-
schäftsjahres auf Grundlage der Zielerreichung in den einzelnen finanziellen und 
nicht-finanziellen Leistungskriterien und der jeweiligen Gewichtung bestimmt. 

Die Gesamtzielerreichung errechnet sich, indem die Zielerreichungsgrade der Leis-
tungskriterien jeweils mit ihrer Gewichtung multipliziert und anschließend addiert 
werden. 

Die Gesamtzielerreichung des STI wird anschließend mit dem STI-Zielbetrag mul-
tipliziert, um den jährlichen Auszahlungsbetrag zu bestimmen. Der jährliche Aus-
zahlungsbetrag des STI ist bei allen Mitgliedern des Vorstands auf 200 % des Ziel-
betrags begrenzt (Cap). Eine nachträgliche Änderung der Leistungskriterien ist – 
mit Ausnahme der vorgenannten Ausnahmesituation bei fehlender Messbarkeit 
oder Ermittelbarkeit des ESG-Erfolgsziels – ausgeschlossen. 
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Der Aufsichtsrat hat beim STI gemäß der Empfehlung in G.11 des Deutschen Cor-
porate Governance Kodex in begründeten seltenen Sonderfällen zudem die Mög-
lichkeit, außergewöhnlichen Entwicklungen in angemessenem Rahmen Rechnung 
zu tragen. Das kann zu einer Erhöhung wie auch zu einer Verminderung der an-
dernfalls sich ergebenden variablen Vergütung führen. Derartige Anpassungen 
können mithin sowohl positive als auch negative außergewöhnliche Entwicklungen 
berücksichtigen, die bei der Festlegung der Zielwerte noch nicht bekannt oder ab-
sehbar waren und sich erheblich auf die Gesamtvergütung der Mitglieder des Vor-
stands auswirken, beispielsweise nicht im Budget berücksichtigte M&A-Aktivitä-
ten, nicht vorhersehbare Änderungen in den Rechnungslegungsstandards oder Steu-
ervorschriften, Naturkatastrophen oder Pandemien. Allgemein ungünstige Markt-
entwicklungen oder Risiken des normalen Geschäftsverlaufs fallen ausdrücklich 
nicht unter derartige Ausnahmefälle. Bei seiner Entscheidung berücksichtigt der 
Aufsichtsrat unter anderem, inwieweit Westwing, die Aktionäre und die Mitarbeiter 
von den außergewöhnlichen Entwicklungen betroffen sind oder betroffen sein wer-
den. Über etwaige Anpassungen und deren Auswirkungen auf die Zielerreichung 
und Auszahlung des STI wird ex-post im Vergütungsbericht berichtet. 

Die Auszahlung des STI erfolgt in bar und wird mit dem nächsten ordentlichen 
Gehaltslauf nach Billigung des Konzernabschlusses für das betreffende Geschäfts-
jahr von Westwing zur Zahlung fällig. 

Beginnt oder endet der Vorstandsdienstvertrag im laufenden Geschäftsjahr, wird 
der Zielbetrag pro rata temporis auf den Zeitpunkt des Beginns bzw. des Endes 
gekürzt. 

b. Langfristige variable Vergütung (LTI) 

Die langfristige variable Vergütung (LTI) soll das Handeln der Mitglieder des Vor-
stands im Sinne einer nachhaltigen und langfristigen Entwicklung der Gesellschaft 
fördern. Der LTI wird dem Mitglied des Vorstands in jährlichen Tranchen jeweils 
zu Beginn eines jeden Geschäftsjahres (rollierend) zugeteilt und vollständig aktien-
basiert gewährt. Die Verknüpfung mit der Entwicklung des Aktienkurses der Ge-
sellschaft trägt zu einer stärkeren Verknüpfung der Interessen der Aktionäre und 
einer Förderung des langfristigen Wachstums von Westwing bei. Die variable Ver-
gütung unter dem LTI hängt zudem von dem Erfolg der Gesellschaft im Rahmen 
ihrer langfristigen Strategie ab und ist daher auf die langfristige Entwicklung der 
Gesellschaft ausgerichtet. Zudem sieht der LTI ambitionierte ESG-Ziele vor, die 
einen Anreiz zur nachhaltigen Unternehmensführung schaffen und nachhaltige Un-
ternehmensführung honorieren sowie der gesellschaftlichen Verantwortung der Ge-
sellschaft Rechnung tragen. 
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Die Gewährung des LTI erfolgt in jährlichen Tranchen mit einer jeweils mehrjäh-
rigen Performanceperiode.      Dabei setzt sich der LTI aus einem Performance 
Share Plan (LTI-Komponente 1) sowie einem      Aktienoptionsplan (LTI-Kompo-
nente 2) zusammen. Die genaue Gewichtung der beiden LTI-Komponenten kann 
von dem jeweiligen Mitglied des Vorstands in Abstimmung mit dem Aufsichtsrat 
gewählt werden. Durch die Möglichkeit zur Wahl des Verhältnisses von LTI-Kom-
ponente 1 und LTI-Komponente 2 kann einer unterschiedlichen Chance/Risiko-Be-
wertung der einzelnen Mitglieder des Vorstands Rechnung getragen werden – ein 
höherer Anteil der LTI- Komponente 2 ermöglicht ein stärker chancenorientiertes 
Vergütungsprofil – und gibt dem Aufsichtsrat die Flexibilität, allen Talentprofilen 
gerecht zu werden. Mindestens 50 % des LTI müssen auf die LTI-Komponente 2 
entfallen, um die nachhaltige Steigerung des Aktienkurses in Einklang mit den In-
vestoreninteressen zu incentivieren. 

LTI-Komponente 1 – Performance Share Plan 

Die LTI-Komponente 1 ist als Performance Share Plan ausgestaltet, bei dem virtu-
elle Aktien (Performance Shares) in jährlichen Tranchen von Westwing bedingt 
zugeteilt werden ("bedingt zugeteilte Anzahl virtueller Performance Shares"). 
Die Laufzeit einer LTI-Tranche beträgt mindestens vier Jahre und setzt sich aus 
einer Performanceperiode, die mindestens drei Jahre umfasst, sowie einer sich im 
Einzelfall gegebenenfalls noch anschließenden bis zu einjährigen Sperrfrist zusam-
men. 

Das nachfolgende Schaubild zeigt die Berechnung einer LTI-Tranche im Rahmen 
der LTI-Komponente 1 bei einer vierjährigen Performanceperiode: 

 

Um die Anzahl der bedingt zugeteilten virtuellen Performance Shares ("VPS") zu 
bestimmen, wird der Zielbetrag der LTI-Komponente 1 durch den durchschnittli-
chen volumengewichteten XETRA-Schlusskurs der Westwing-Aktie der jeweils 
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letzten 90 Handelstage vor Zuteilung geteilt. Hat der Aufsichtsrat nach pflichtge-
mäßem Ermessen eine Untergrenze bestimmt (sog. "Floor"), wird diese bei der Be-
rechnung der Anzahl der zuzuteilenden VPS an Stelle des durchschnittlichen volu-
mengewichteten XETRA-Schlusskurses der Westwing-Aktie der jeweils letzten 90 
Handelstage vor Zuteilung herangezogen. Sollte der Aufsichtsrat nach pflichtgemä-
ßem Ermessen eine Obergrenze (sog. "Cap") festgesetzt haben, ist die Auszahlung 
pro VPS für den Fall, dass der bei Ausübung zur Ermittlung der Auszahlung an-
dernfalls maßgebliche Aktienkurs der Westwing Aktie über der Obergrenze liegt, 
auf die Obergrenze begrenzt. Falls die VPS in Aktien bedient werden, reduziert sich 
die Anzahl der Aktien ggf. entsprechend, um dem Eingreifen der Obergrenze Rech-
nung zu tragen. Nach Ablauf der jeweiligen Performanceperiode wird die finale 
Anzahl an VPS anhand der Zielerreichung der vom Aufsichtsrat definierten Leis-
tungskriterien ermittelt. Bei Untererfüllung der Leistungskriterien reduziert sich die 
Anzahl der VPS. Bei Übererfüllung der Leistungskriterien erhöht sich die Anzahl 
der VPS. Die finale Anzahl der VPS ist am Ende der Performanceperiode auf 200 
% der zu Beginn der Performanceperiode bedingt zugeteilten Anzahl an VPS be-
grenzt. Nach Ablauf der Laufzeit werden für die finale Anzahl der VPS grundsätz-
lich Westwing-Aktien gewährt, die dann für das Mitglied des Vorstands uneinge-
schränkt verfügbar sind. Wird der Performance Share Plan stattdessen nach Ermes-
sen des Aufsichtsrats in bar erfüllt und ausgezahlt, wird der Auszahlungsbetrag 
nach Ablauf der Laufzeit durch Multiplikation der finalen Anzahl an VPS mit dem 
durchschnittlichen volumengewichteten XETRA-Schlusskurs der Westwing-Aktie 
der letzten 90 Handelstage der Laufzeit bzw. der Obergrenze ermittelt. 

LTI-Komponente 2 – Aktienoptionen 

Die LTI-Komponente 2 ist als Aktienoptionsplan ausgestaltet, bei dem in jährlichen 
Tranchen virtuelle Performance Stock Options ("VPSO") von Westwing bedingt 
zugeteilt werden ("bedingt zugeteilte Anzahl an virtuellen Performance Stock 
Options"). Die Laufzeit einer LTI-Tranche beträgt wie bei der LTI-Komponente 1 
mindestens vier Jahre. Anschließend können die VPSO innerhalb von drei Jahren 
(dreijähriger Ausübungszeitraum) ausgeübt werden.      

Das nachfolgende Schaubild zeigt die Berechnung einer LTI-Tranche im Rahmen 
der LTI-Komponente 2 bei einer vierjährigen Performanceperiode: 
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Vor Zuteilung der VPSO wird der jeweilige Strike Price (Ausübungspreis) vom 
Aufsichtsrat festgelegt. Um die Anzahl der zuzuteilenden VPSO zu bestimmen, 
wird der Zielbetrag der LTI-Komponente 2 durch den Fair Value pro VPSO zum 
jeweiligen Zuteilungszeitpunkt (Fair Value at grant) geteilt, soweit der Aufsichtsrat 
nicht eine Untergrenze nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt hat. Falls eine 
Untergrenze bestimmt wurde, wird die Fair Value Berechnung zum Zuteilungstag 
dahingehend angepasst, dass die vom Aufsichtsrat ermittelte Untergrenze statt des 
ansonsten maßgeblichen Aktienkurses in die Berechnung eines "angepassten Fair 
Value" eingeht. Sollte der Aufsichtsrat nach pflichtgemäßem Ermessen eine Ober-
grenze festgesetzt haben, ist die Auszahlung pro VPSO für den Fall, dass der bei 
Ausübung zur Ermittlung der Auszahlung maßgebliche Aktienkurs der Westwing 
Aktie über der Obergrenze liegt, auf die Differenz zwischen Obergrenze und Strike 
Price begrenzt. Falls die VPSO in Aktien bedient werden, reduziert sich die Anzahl 
der Aktien ggf. entsprechend, um dem Eingreifen der Obergrenze Rechnung zu tra-
gen. Die Obergrenze (sog. "Cap") wird allerdings in der "angepassten Fair Value" 
Berechnung, die der Ermittlung der Anzahl der VPSOs bei Zuteilung zugrunde ge-
legt wird, ignoriert, um die Anzahl der VPSOs nicht zu erhöhen. 

Nach Ablauf der jeweiligen Performanceperiode wird die finale Anzahl an VPSO 
anhand der Zielerreichung der vom Aufsichtsrat definierten Leistungskriterien er-
mittelt. Bei Untererfüllung der Leistungskriterien reduziert sich die Anzahl der 
VPSO. Bei Übererfüllung der Leistungskriterien erhöht sich die Anzahl der VPSO. 
Die finale Anzahl der VPSO ist am Ende der Performanceperiode auf 200 % der zu 
Beginn der Performanceperiode bedingt zugeteilten Anzahl an VPSO begrenzt. 
Nach Ablauf der jeweiligen Laufzeit können die VPSO innerhalb eines Zeitraums 
von drei Jahren ausgeübt werden. Werden die VPSO in Teilen oder vollständig aus-
geübt und in Aktien bedient, so ist der Vorstand berechtigt, Aktien der Gesellschaft 
zum Strike Price zu beziehen. Werden die VPSO in Teilen oder vollständig ausge-
übt und in bar bedient, so bestimmt sich der Auszahlungsbetrag der LTI-Kompo-
nente 2 durch Multiplikation der Anzahl der VPSO mit der Differenz aus dem 
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durchschnittlichen volumengewichteten XETRA-Schlusskurs der Westwing-Aktie 
in den letzten 30 Handelstagen vor dem Tag der Ausübung bzw. der Obergrenze 
und dem Strike Price. 

Finanzielle Leistungskriterien – Umsatz & bereinigte EBITDA-Marge 

Die maßgeblichen finanziellen Leistungskriterien für die LTI-Komponente 1 und 
die LTI-Komponente 2 sind der Umsatz und die bereinigte EBITDA-Marge im letz-
ten Geschäftsjahr der Performanceperiode. Beide finanziellen Leistungskriterien 
werden grundsätzlich mit jeweils 40 % gewichtet. Der Aufsichtsrat behält sich das 
Recht vor, die Gewichtung der vorgenannten KPIs bei Zuteilung nach pflichtgemä-
ßem Ermessen auch anderweitig zu bestimmen, wobei das ESG-Erfolgsziel min-
destens 20% betragen muss. Beide finanziellen Leistungskriterien fördern die Um-
setzung der Geschäftsstrategie von Westwing und die Ausrichtung des LTI auf eine 
langfristige Entwicklung der Gesellschaft. 

● Umsatz im letzten Geschäftsjahr der Performanceperiode: Der Umsatz ist der 
zentrale Indikator für die Umsetzung der Wachstumsstrategie von Westwing. 
Die Ausrichtung der Vergütung an der Umsatzentwicklung der Gesellschaft 
trägt somit wesentlich zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfris-
tigen Entwicklung der Gesellschaft bei. 

● Bereinigte EBITDA-Marge im letzten Geschäftsjahr der Performance-
periode: Die bereinigte EBITDA-Marge spiegelt die operative Ertragskraft 
und Wettbewerbsfähigkeit von Westwing wider. Die Steigerung der bereinig-
ten EBITDA-Marge fördert im Einklang mit der Geschäftsstrategie von 
Westwing eine Steigerung der operativen Ertragskraft und trägt damit zur 
langfristigen Entwicklung der Gesellschaft bei. 

Der Aufsichtsrat legt zu Beginn einer LTI-Tranche auf Basis der strategischen Pla-
nung jeweils einen Zielwert sowie einen oberen und unteren Schwellenwert für die 
beiden vorgenannten LTI-Leistungskriterien fest. Damit diese Ziele ihre Anreiz-
funktion nicht verfehlen, wird der Aufsichtsrat nach pflichtgemäßem Ermessen da-
rauf achten, dass die Ziele einerseits ambitioniert sind, zum anderen aber für das 
Mitglied des Vorstands erreichbar bleiben. 

Die Zielerreichungsgrade der beiden Einzelziele – Umsatz und bereinigte EBITDA-
Marge – werden nach Ende der Performanceperiode durch einen Vergleich des er-
zielten Ist-Werts gegenüber dem Zielwert (Plan-Wert) ermittelt.  

Die Ist-Werte für den Umsatz sowie die bereinigte EBITDA-Marge im letzten Ge-
schäftsjahr der Performanceperiode entsprechen der im Geschäftsbericht 
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veröffentlichen Zahlen. Betreffend die Kennzahl bereinigte EBITDA Marge kann 
der Aufsichtsrat nach seinem pflichtgemäßen Ermessen bei der Bewertung der Zie-
lerreichung durch den Vorstand Bereinigungen um Sondereffekte abweichend von 
der Sicht des Vorstands festlegen.  

Die Bandbreite der möglichen Zielerreichungsgrade der Leistungskriterien im LTI 
liegt zwischen 0 % und 200 %. Entspricht der Ist-Wert dem vom Aufsichtsrat defi-
nierten Zielwert, beträgt der Zielerreichungsgrad für das Leistungskriterium 100 %. 
Unterschreitet der Ist-Wert den vom Aufsichtsrat definierten unteren Schwellen-
wert, beträgt der Zielerreichungsgrad für das Leistungskriterium 0 %. Ist dies je-
weils für alle drei Leistungskriterien der Fall, kann der LTI somit auch komplett 
entfallen. Erreicht oder überschreitet der Ist-Wert den vom Aufsichtsrat definierten 
oberen Schwellenwert, beträgt der Zielerreichungsgrad für das Leistungskriterium 
200 %. 

Die Bonuskurven sind nach folgendem Schema aufgebaut (wobei der untere 
Schwellenwert beispielhaft bei 50% festgelegt wurde): 

 

Nicht-finanzielles Leistungskriterium – ESG-Erfolgsziel 

Für den langfristigen Erfolg der Gesellschaft ist neben der finanziellen Entwicklung 
auch die nachhaltige nicht-finanzielle Entwicklung der Gesellschaft von entschei-
dender Bedeutung. Dieser Teil des LTI bemisst sich an der Erreichung eines nicht-
finanziellen ESG-Erfolgsziels, das aus der jeweils gültigen Nachhaltigkeitsstrategie 
von Westwing abgeleitet wird. Die Gewichtung des nicht-finanziellen Leistungs-
kriteriums beträgt mindestens 20 %.  

Das nicht-finanzielle ESG-Erfolgsziel wird aus der jeweils gültigen Nachhaltig-
keitsstrategie von Westwing abgeleitet. Aktuell sind folgende sechs Schwerpunkt-
themen bestimmt: 
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• Verantwortungsbewusstes Marketing und Kommunikation  

• Faire Arbeitsbedingungen 

• Auswirkungen auf Lieferanten 

• Klima und Energie 

• Verpackung 

• Materialbeschaffung 

Hierbei legt der Aufsichtsrat neben dem konkreten ESG-Erfolgsziel für die jewei-
lige Performanceperiode auch die Methode zur Leistungsmessung sowie den Ziel-
wert, einen unteren Schwellenwert und einen oberen Schwellenwert fest. Die kon-
krete Zielerreichung kann zwischen 0 % und 200 % liegen und wird ex-post im 
Vergütungsbericht erläutert. Bei der Festlegung des konkreten ESG-Erfolgsziels 
achtet der Aufsichtsrat darauf, dass dieses messbar und transparent ist und orientiert 
sich dabei an den Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie von Westwing. Sofern das 
ausgewählte ESG-Erfolgsziel durch nicht vorhersehbare Entwicklungen nicht 
messbar oder ermittelbar ist, kann der Aufsichtsrat eine alternative Kennzahl, die 
dem ursprünglichen Zweck möglichst nahekommt, heranziehen. Grundsätzlich ist 
aber auch für das ESG-Erfolgsziel entsprechend der Empfehlung des Deutschen 
Corporate Governance Kodex eine nachträgliche Änderung ausgeschlossen. 

Gesamtzielerreichung und Auszahlungsmodalitäten 

Die Gesamtzielerreichung der LTI-Komponente 1 und der LTI-Komponente 2 er-
rechnet sich jeweils, indem die Zielerreichungsgrade der Leistungskriterien jeweils 
mit ihrer Gewichtung multipliziert und anschließend addiert werden. Neben der Be-
grenzung jedes Leistungskriteriums auf 200%, ist auch entsprechend die Gesamt-
zielerreichung bei allen Mitgliedern des Vorstands auf 200 % begrenzt, d. h. die 
Anzahl an bedingt zugeteilten VPS bzw. bedingt zugeteilten VPSO kann sich durch 
die Zielerreichung der Leistungskriterien maximal verdoppeln. 

Der Aufsichtsrat hat auch beim LTI gemäß der Empfehlung in G.11 des Deutschen 
Corporate Governance Kodex in begründeten seltenen Sonderfällen zudem die 
Möglichkeit, außergewöhnlichen Entwicklungen in angemessenem Rahmen Rech-
nung zu tragen. Das kann zu einer Erhöhung wie auch zu einer Verminderung der 
andernfalls sich ergebenden variablen Vergütung führen. Derartige Anpassungen 
können mithin sowohl positive als auch negative außergewöhnliche Entwicklungen 
berücksichtigen, die bei der Festlegung der Zielwerte noch nicht bekannt oder ab-
sehbar waren und darin nicht hinreichend erfasst wurden, beispielsweise nicht im 
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Budget berücksichtigte M&A-Aktivitäten oder nicht vorhersehbare Änderungen in 
den Bilanzierungsvorschriften. Allgemein ungünstige Marktentwicklungen oder 
Risiken des normalen Geschäftsverlaufs fallen ausdrücklich nicht unter derartige 
Ausnahmefälle. Bei seiner Entscheidung berücksichtigt der Aufsichtsrat unter an-
derem, inwieweit Westwing, die Aktionäre und die Mitarbeiter von den außerge-
wöhnlichen Entwicklungen betroffen sind oder betroffen sein werden. Über etwa-
ige Anpassungen und deren Auswirkungen auf die Zielerreichung und Auszahlung 
des LTI wird ex-post im Vergütungsbericht berichtet. 

Die Summe der Auszahlungsbeträge (in Aktien der Gesellschaft oder in bar) der 
LTI-Komponente 1 und der LTI-Komponente 2 ist durch die Maximalvergütung 
(vgl. III. C.) begrenzt. 

Die Auszahlung wird bei der LTI-Komponente 1 grundsätzlich, vorbehaltlich et-
waiger gesetzlicher Beschränkungen, am Ende des Monats, der auf die Billigung 
des Westwing-Konzernabschlusses des letzten Jahres der Laufzeit folgt, und bei der 
LTI-Komponente 2 grundsätzlich, vorbehaltlich etwaiger gesetzlicher Beschrän-
kungen, einen Monat nach Ausübung der VPSO durch das Mitglied des Vorstands 
fällig. Die Auszahlung der LTI-Komponente 1 und der LTI-Komponente 2 erfolgt 
grundsätzlich in Aktien. Der Aufsichtsrat behält sich das Recht vor, die Auszahlung 
der LTI-Komponente 1 und der LTI-Komponente 2 nach eigenem Ermessen statt-
dessen in bar vorzunehmen. 

Beginnt oder endet der Dienstvertrag eines Mitglieds des Vorstands während eines 
laufenden Geschäftsjahres, wird der Zielbetrag der LTI-Tranche für die Berech-
nung der bedingt zugeteilten Anzahl VPS bzw. der bedingt zugeteilten Anzahl 
VPSO pro rata temporis gekürzt. 

Sämtliche Ansprüche aus laufenden Tranchen der LTI-Komponente 1 und der LTI-
Komponente 2 verfallen ersatz- und entschädigungslos, wenn der Dienstvertrag vor 
Ablauf der festgelegten Performanceperiode durch Westwing außerordentlich aus 
einem wichtigen Grund gekündigt wird oder das Mitglied des Vorstands sein Amt 
ohne wichtigen Grund niederlegt (Bad Leaver). 

B. Share Ownership Guidelines (SOG) 

Um die Interessen der Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft über die variable 
Vergütung hinaus noch stärker an die Interessen der Aktionäre anzugleichen, be-
steht für die Mitglieder des Vorstands die Verpflichtung zum Halten von Aktien der 
Gesellschaft (Share Ownership Guidelines). Der Vorsitzende des Vorstands ist ver-
pflichtet, Westwing-Aktien in Höhe von 100% seines festen Brutto-Jahresgehalts 
für die Dauer seiner Zugehörigkeit zum Vorstand zu halten, ordentliche Mitglieder 
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des Vorstands sind zum Halten von Westwing-Aktien in Höhe von 50% ihres festen 
Brutto-Jahresgehalts für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Vorstand verpflichtet. 
Bereits vom Mitglied des Vorstands gehaltene Westwing-Aktien werden dabei be-
rücksichtigt. Der Aufbau der zu haltenden Aktien erfolgt innerhalb von drei Jahren 
nach Bestellung zum Mitglied des Vorstands. Ausschlaggebend für den Wert der 
gehaltenen Aktien ist (i) für Westwing-Aktien, die bereits zum Zeitpunkt des Be-
ginns der Amtszeit als Mitglied des Vorstands der Gesellschaft gehalten werden, 
der XETRA-Schlusskurs der Westwing-Aktie am Tag des Beginns der Amtszeit 
und (ii) für Westwing-Aktien, die während der Aufbauphase erworben werden, der 
Kaufpreis zum Zeitpunkt des Erwerbs der Westwing-Aktien oder im Fall unentgelt-
licher Übertragung der XETRA-Schlusskurs der Westwing-Aktie am Tag der un-
entgeltlichen Übertragung. Erfolgt die Erfüllung des LTI in Westwing-Aktien, so 
bleiben diese Westwing-Aktien für das Erreichen der Ziel-Beteiligung unberück-
sichtigt. 

C. Maximalvergütung 

Die für ein Geschäftsjahr zu gewährende Gesamtvergütung (Summe aller für das 
betreffende Geschäftsjahr aufgewendeten Vergütungsbeträge einschließlich festem 
Jahresgehalt, Nebenleistungen und variablen Vergütungsbestandteilen) der Mit-
glieder des Vorstands – unabhängig davon, ob sie in diesem Geschäftsjahr oder zu 
einem späteren Zeitpunkt ausbezahlt wird – ist für die einzelnen Mitglieder des 
Vorstands auf einen Maximalbetrag begrenzt ("Maximalvergütung"). Für den 
Fall, dass die Maximalvergütung überschritten wird, werden vorrangig die Auszah-
lungen aus der langfristigen variablen Vergütung (in Aktien der Gesellschaft oder 
in bar) als zuletzt fälliger      Vergütungsbestandteil entsprechend gekürzt.  

Die Maximalvergütung beträgt für       

● den Vorsitzenden des Vorstands  EUR 10 Mio. brutto 

● ordentliche Mitglieder des Vorstands EUR 6 Mio. brutto 

Bei diesen Beträgen handelt es sich nicht um die vom Aufsichtsrat angestrebte oder 
für angemessen gehaltene Ziel-Gesamtvergütung, sondern lediglich um eine abso-
lute Höchstgrenze, die nur bei maximaler Zielerreichung aller ambitionierten Leis-
tungskriterien der variablen Vergütung, der Wahl eines risikoorientierten Vergü-
tungsprofils durch das Mitglied des Vorstands mit einer hohen LTI-Komponente 2 
sowie einer erheblichen Steigerung des Aktienkurses der Gesellschaft erreicht wer-
den kann.  



Seite 65 von 83 

Da die Maximalvergütung auf Jahresbasis berechnet wird, die Zuteilung der LTI-
Komponenten 1 und 2 jedoch vollständig aktienbasiert erfolgt und dem Mitglied 
des Vorstandes frühestens nach Ablauf der vierjährigen Laufzeit zufließt, wird der 
Wert des Zuflusses zum Zeitpunkt der Auszahlung (in Aktien der Gesellschaft oder 
bar) ermittelt und auf die Maximalvergütung des Geschäftsjahrs der Zuteilung an-
gerechnet. 

Der Aufsichtsrat überprüft die Höhe der maximalen individuellen Vergütungszu-
sage regelmäßig auf ihre Angemessenheit. Diese Angemessenheitsprüfung erfolgt 
im Rahmen des Horizontal- und des Vertikalvergleichs und bezieht die Nebenleis-
tungen in ihrer jeweiligen maximalen, pauschalierten Höhe mit ein. 

Der Aufsichtsrat behält sich das Recht vor, bei der jährlichen Zuteilung von LTI-
Tranchen Anpassungsmechanismen vorzusehen, die für den Fall greifen, dass sich 
der Aktienkurs bei Zuteilung unterhalb eines bestimmten Mindestwerts oder im 
Ausübungszeitpunkt oberhalb eines bestimmten Höchstwerts befindet; z.B. um eine 
aus Sicht des Aufsichtsrats übermäßige Verwässerung der Aktionäre der Gesell-
schaft oder das Entstehen einer, aus Sicht des Aufsichtsrats, unangemessen hohen 
Verbindlichkeit der Gesellschaft gegenüber dem Begünstigten zu verhindern. 

D. Malus und Clawback-Regelungen 

Die Dienstverträge der Mitglieder des Vorstands enthalten Regelungen, die dem 
Aufsichtsrat das Recht einräumen, nach billigem Ermessen variable Vergütungsbe-
standteile in bestimmten Fällen teilweise oder vollständig einzubehalten ("Malus") 
oder zurückzufordern ("Clawback"). Diese Fälle umfassen grob fahrlässige oder 
vorsätzliche Verstöße gegen die Pflichten der Mitglieder des Vorstands gemäß § 93 
Abs. 1 AktG und dem Vorstandsdienstvertrag sowie schwerwiegende Verstöße ge-
gen interne Compliance- oder Verhaltensrichtlinien, wobei der jeweilige Verstoß 
so schwerwiegend zu sein hat, dass der Aufsichtsrat zum Widerruf der Bestellung 
des Mitglieds des Vorstands berechtigt ist. 

Darüber hinaus ist eine bereits ausbezahlte variable Vergütung zurückzuzahlen, so-
weit die Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile an das Mitglied des Vor-
stands auf der Grundlage falscher und gemäß der geltenden Prüfungsstandards 
nachträglich zu berichtigender Daten, insbesondere im Geschäftsbericht oder im 
Nachhaltigkeitsbericht, erfolgte. Die Rückzahlung hat in Höhe des Betrags zu er-
folgen, der dem Mitglied des Vorstands im Vergleich zur Zugrundelegung der rich-
tigen Berechnungsgrundlage zu viel ausgezahlt wurde. 
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Für Auszahlungen, die in Westwing-Aktien erfolgt sind, ist der niedrigste Preis der 
übertragenen Westwing-Aktien auf XETRA am Tag der Übertragung der Aktien 
maßgeblich. 

Ansprüche der Gesellschaft auf Schadensersatz, insbesondere aus § 93 Abs. 2 Satz 
1 AktG, das Recht der Gesellschaft zum Widerruf der Bestellung gemäß § 84 Abs. 
4 AktG sowie das Recht der Gesellschaft zur fristlosen Kündigung des Dienstver-
trages (§ 626 Abs. 1 BGB) bleiben unberührt. 

E. Vergütungsbezogene Rechtsgeschäfte 

1. Laufzeiten und Voraussetzungen der Beendigung vergütungsbezogener 
Rechtsgeschäfte, einschließlich der jeweiligen Kündigungsfristen 

Der Aufsichtsrat beachtet bei der Bestellung von Mitgliedern des Vorstands sowie 
bei der Laufzeit der Dienstverträge die Vorgaben des § 84 AktG. Demnach beträgt 
die Laufzeit der Dienstverträge längstens fünf Jahre. Der Aufsichtsrat berücksich-
tigt ferner die Empfehlungen des DCGK, insbesondere eine Amtszeit von maximal 
3 Jahren bei erstmaliger Bestellung, soweit hierzu keine Abweichung erklärt wurde 
bzw. wird. Der Dienstvertrag kann nur außerordentlich bei Vorliegen eines wichti-
gen Grundes im Sinne des § 626 BGB gekündigt werden. Eine Möglichkeit zur 
ordentlichen Kündigung des Dienstvertrags besteht nicht. 

Im Falle der Beendigung eines Vorstandsdienstvertrags werden dem betroffenen 
Mitglied des Vorstands die variablen Vergütungsbestandteile, die auf die Zeit bis 
zur Vertragsbeendigung entfallen, nach den ursprünglich vereinbarten Leistungs-
kriterien und nach den im Dienstvertrag geregelten Auszahlungsmodalitäten und 
Fristen ausgezahlt. 

2. Entlassungsentschädigungen 

Im Fall einer vorzeitigen Beendigung aus einem vom Mitglied des Vorstands zu 
vertretenden wichtigen Grund (Bad Leaver) ist eine Abfindung ausgeschlossen. 

Im Falle einer vorzeitigen einvernehmlichen Beendigung des Dienstvertrags ohne 
wichtigen Grund ist eine gegebenenfalls zu zahlende Abfindung auf maximal zwei 
Jahresgesamtvergütungen, höchstens jedoch auf die Vergütung der Restlaufzeit be-
grenzt ("Abfindungs-Cap"). Für die Berechnung des Abfindungs-Caps ist auf die 
Gesamtvergütung des abgelaufenen Geschäftsjahres und gegebenenfalls auf die vo-
raussichtliche Gesamtvergütung für das laufende Geschäftsjahr abzustellen. Die 
Abfindung wird auf eine etwaige Karenzentschädigung aufgrund eines nachver-
traglichen Wettbewerbsverbots angerechnet. 
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3. Ruhegehalts- und Vorruhestandsregelungen 

Bei Westwing bestehen keine Ruhegehalts- oder Vorruhestandsregelungen. 

4. Change of Control 

Der Aufsichtsrat kann vorsehen, dass im Fall eines Unternehmenskontrollwechsels 
(Change of Control) ein Sonderkündigungsrecht sowie eine Zusage von Zahlungen 
infolge eines Kontrollwechsels in den Dienstverträgen mit den Mitgliedern des 
Vorstands vereinbart wird. 

Sofern ein solches Sonderkündigungsrecht vereinbart wird, haben die Mitglieder 
des Vorstands das Recht, ihren Dienstvertrag mit einer Kündigungsfrist von drei 
Monaten zum Monatsende zu kündigen und ihr Amt als Vorstand zum Beendi-
gungstermin niederzulegen. Ein Kontrollwechsel liegt in diesem Zusammenhang in 
folgenden Fallgestaltungen vor: Ein Dritter erwirbt mindestens 30 % der Stimm-
rechte und erreicht damit die Pflichtangebotsschwelle gemäß dem WpÜG; die Ge-
sellschaft schließt als abhängiges Unternehmen einen Unternehmensvertrag ab oder 
die Gesellschaft wird mit einem anderen nicht konzernverbundenen Unternehmen 
verschmolzen. 

Das Sonderkündigungsrecht kann nur innerhalb von zwei Monaten ab Vollzug des 
Kontrollwechsels ausgeübt werden. Sollte das Sonderkündigungsrecht ausgeübt 
werden, ist die Höhe der Abfindungszahlung auf den Wert des Abfindungs-Caps 
begrenzt. 

5. Übernahme von Aufsichtsratsmandaten oder von vergleichbaren Mandaten 

Mit der Vergütung ist die gesamte Tätigkeit des Mitglieds des Vorstands einschließ-
lich etwaiger Tätigkeiten für verbundene Unternehmen nach Maßgabe des Vor-
standsdienstvertrags abgegolten. 

Die Übernahme einer entgeltlichen oder unentgeltlichen Nebentätigkeit, von Eh-
renämtern oder von Aufsichtsrats-, Beirats- oder ähnlichen Mandaten im berufli-
chen Bereich bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Aufsichtsrats, 
welche vom Aufsichtsrat verweigert werden darf, sofern die Nebentätigkeit die 
Wahrnehmung der dienstlichen Aufgaben zeitlich oder auf andere Weise behindert 
und/oder sonstige berechtigte Belange der Gesellschaft beeinträchtigt werden kön-
nen. 

Bei der Übernahme konzernfremder Aufsichtsratsmandate entscheidet der Auf-
sichtsrat im Einzelfall, ob und inwieweit eine für diese gezahlte Vergütung anzu-
rechnen ist. 
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6. Nachvertragliches Wettbewerbsverbot 

Der Aufsichtsrat kann ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot vorsehen, wonach 
es den Mitgliedern des Vorstands nach Beendigung des Dienstvertrags für einen 
bestimmten Zeitraum untersagt ist, mit der Gesellschaft in Wettbewerb zu treten. 
Die Gesellschaft leistet in einem solchen Fall den Mitgliedern des Vorstands für die 
Dauer des nachvertraglichen Wettbewerbsverbots eine Karenzentschädigung. Auf 
die Karenzentschädigung wird eine eventuelle Abfindungszahlung angerechnet. 
Die Gesellschaft kann durch schriftliche Erklärung jederzeit auf das nachvertragli-
che Wettbewerbsverbot verzichten mit der Wirkung, dass sie mit Ablauf von sechs 
Monaten ab der Erklärung von der Zahlung der Karenzentschädigung frei wird. 

F. Vorübergehende Abweichung vom Vergütungssystem 

Gemäß der gesetzlichen Regelung des § 87a Abs. 2 Satz 2 AktG kann der Auf-
sichtsrat ausnahmsweise und temporär von einzelnen Bestandteilen des Vergü-
tungssystems abweichen, wenn außergewöhnliche Umstände eine Abweichung im 
Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft notwendig machen. 
Hierzu gehört beispielsweise die Angleichung des Vergütungssystems bei einer sig-
nifikant veränderten Unternehmensstrategie zur Sicherstellung der adäquaten An-
reizsetzung oder im Falle einer schweren Wirtschaftskrise. Abweichungen sind ins-
besondere in wirtschaftlichen Krisen zulässig, in denen die Vergütung der vom 
Aufsichtsrat für geeignet gehaltenen (potenziellen) Mitglieder des Vorstands auf 
Basis des Vergütungssystems und die dadurch bewirkte Anreizstruktur im Unter-
nehmensinteresse als nicht optimal erscheinen. Allgemein ungünstige Marktent-
wicklungen gelten ausdrücklich nicht als Ausnahmefall. 

Auch im Falle einer Abweichung muss die Vergütung weiterhin an der langfristigen 
und nachhaltigen Entwicklung der Gesellschaft ausgerichtet sein und mit dem Er-
folg des Unternehmens und der Leistung des Mitglieds des Vorstands in Einklang 
stehen. 

Für eine solche Abweichung vom Vergütungssystem bedarf es eines Aufsichtsrats-
beschlusses, der die außergewöhnlichen Umstände und die Notwendigkeit einer 
Abweichung transparent und begründet feststellt. 

Die Bestandteile des Vergütungssystems, von denen abgewichen werden kann, sind 
das Verfahren, die Regelungen zur Vergütungsstruktur und -höhe einschließlich des 
Verhältnisses der Vergütungsbestandteile zueinander, die Maximalvergütung so-
wie die einzelnen Vergütungsbestandteile, namentlich die Festvergütung (insbeson-
dere Höhe und Auszahlungszeitpunkt) und sonstigen Nebenleistungen (Höhe, Art 
und Gewährungszeitpunkt) sowie die variablen Vergütungsbestandteile 
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(insbesondere Leistungskriterien des STI und der LTI-Komponente 1 und der LTI-
Komponente 2 sowie die Bandbreiten der einzelnen Elemente der variablen Vergü-
tung, die Regelungen zur Festsetzung der Auszahlungsbeträge sowie die Auszah-
lungszeitpunkte). Darüber hinaus können auch weitere Vergütungsbestandteile ge-
währt werden, falls die Anreizwirkung der Vergütung durch Anpassung der beste-
henden Vergütungsbestandteile nicht angemessen wiederhergestellt werden kann. 
Die Notwendigkeit der Abweichung und die von der Abweichung konkret betroffe-
nen Bestandteile des Vergütungssystems werden den Aktionären im jeweiligen 
Vergütungsbericht erläutert. 

3. Angaben zu Punkt 9 der Tagesordnung: Bericht des Vorstands an die Haupt-
versammlung zu Punkt 9 der Tagesordnung gemäß Art. 5 SE-VO i.V.m §§ 221 
Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  

Der Vorstand hat zu Punkt 9 der Tagesordnung zur Hauptversammlung gemäß Art. 
5 SE-VO i.V.m. §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen 
Bericht erstattet, weshalb er ermächtigt werden möchte, über den Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre entscheiden zu können. Der Bericht hat folgenden In-
halt: 

Mit dem Vorschlag zu Punkt 9 der Tagesordnung, einer Ermächtigung zur Ausgabe 
von Options-/Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-
schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (nachfolgend zu-
sammen auch "Schuldverschreibungen") im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 50.000.000,00 sowie zur Schaffung eines dazugehörigen Bedingten Kapitals 
2023 von bis zu EUR 2.000.000,00, sollen die Möglichkeiten der Gesellschaft zur 
Finanzierung ihrer Aktivitäten erweitert werden, um dem Vorstand mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats insbesondere bei Eintritt günstiger Kapitalmarktbedingun-
gen den Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden flexiblen und zeitna-
hen Finanzierung weiterhin zu eröffnen. Mit der vorgeschlagenen Fassung soll so-
wohl eine Anpassung an die aktuelle Marktpraxis als auch eine weitere Flexibili-
sierung erreicht werden. Insgesamt sollen Schuldverschreibungen bis zu einem Ge-
samtnennbetrag von EUR 50.000.000,00, die zum Bezug von bis zu 2.000.000 auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft berechtigen, begeben werden 
können. Wegen der Einzelheiten der Ermächtigung wird auf den zu Tagesordnungs-
punkt 9 abgedruckten Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat verwie-
sen.  

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die Schuldver-
schreibungen zu (Art. 5 SE-VO i.V.m. § 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 1 AktG). 
Um die Abwicklung zu erleichtern, kann entsprechend der üblichen Praxis bei der 
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Unternehmensfinanzierung von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, die 
Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium von Kreditinsti-
tuten auszugeben mit der Verpflichtung, den Aktionären die Anleihen entsprechend 
ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht i.S.v. Art. 5 SE-VO i.V.m. 
§ 186 Abs. 5 AktG).  

Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die Darstellung ei-
nes praktikablen Bezugsverhältnisses im Hinblick auf den Gesamtbetrag der jeweils 
ausgegebenen Schuldverschreibungen. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts für 
Spitzenbeträge würden insbesondere bei der Ausgabe von Anleihen in runden Be-
trägen die technische Durchführung der Emission und die Ausübung des Bezugs-
rechts erheblich erschwert. Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber 
von bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen hat den Vorteil, dass der Wand-
lungs- bzw. Optionspreis für die bereits ausgegebenen Wandlungs- bzw. Options-
rechte nicht ermäßigt zu werden braucht und dadurch insgesamt ein höherer Mit-
telzufluss ermöglicht wird. Beide Fälle des Bezugsrechtsausschlusses liegen daher 
im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.  

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre vollständig auszuschließen, wenn die Ausgabe der Schuld-
verschreibungen die Volumenvorgaben und die übrigen Anforderungen für einen 
Bezugsrechtsausschluss nach Art. 5 SE-VO i.V.m. §§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 3 Satz 
4, Abs. 4 AktG erfüllt. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Marktwert der Anlei-
hen wird voraussichtlich nicht über 3%, jedenfalls aber maximal bei 5% liegen. 
Hierdurch erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr 
kurzfristig und schnell zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Kon-
ditionen bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz, Options- bzw. 
Wandlungspreis und Ausgabepreis der Schuldverschreibungen zu erreichen. Eine 
marktnahe Konditionsfestsetzung und reibungslose Platzierung wären bei Wahrung 
des Bezugsrechts nur eingeschränkt möglich. Zwar gestattet Art. 5 SE-VO i.V.m. § 
186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit bei Schuld-
verschreibungen der Konditionen der Anleihe) erst am drittletzten Tag der Bezugs-
frist. Insbesondere im Hinblick auf die gestiegene Volatilität an den Aktienmärkten 
besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, welches zu Sicherheits-
abschlägen bei der Festlegung der Anleihekonditionen und so zu nicht marktnahen 
Konditionen führt. Auch führt die Einräumung eines Bezugsrechts wegen der Un-
gewissheit, ob dieses ausgeübt wird, zu einer Gefährdung der erfolgreichen Platzie-
rung bei Dritten bzw. zu zusätzlichen Aufwendungen. Schließlich besteht bei Ein-
räumung eines Bezugsrechts wegen der Länge der Bezugsfrist keine Möglichkeit, 
kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse zu reagieren.  
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Für diesen Fall eines Ausschlusses des Bezugsrechts gilt gemäß Art. 5 SE-VO 
i.V.m. § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
sinngemäß. Auf die dort geregelte Grenze für Bezugsrechtsausschlüsse von 10% 
des Grundkapitals wird im Beschluss Bezug genommen. Auf den Höchstbetrag sind 
sämtliche Aktien anzurechnen, die unter Ausschluss des Bezugsrechts nach oder in 
entsprechender Anwendung von Art. 5 SE-VO i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ab 
dem Zeitpunkt der Eintragung dieser Ermächtigung ausgegeben oder veräußert 
werden. Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich ferner, dass der Ausgabepreis 
den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreiten darf. Hierdurch soll sichergestellt 
werden, dass eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Werts der Ak-
tien nicht eintritt. Ob ein solcher Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien 
Ausgabe von Schuldverschreibungen eintritt, kann ermittelt werden, indem der hy-
pothetische Börsenpreis der Schuldverschreibungen nach anerkannten finanzma-
thematischen Methoden errechnet und mit dem Ausgabepreis verglichen wird. 
Liegt dieser Ausgabepreis nicht wesentlich unter dem hypothetischen Börsenpreis 
zum Zeitpunkt der Begebung der Wandel- oder Optionsanleihen, ist nach dem Sinn 
und Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrechtsausschluss 
wegen des nur unwesentlichen Abschlags zulässig. Damit würde der rechnerische 
Marktwert eines Bezugsrechts auf beinahe Null sinken, so dass den Aktionären 
durch den Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil 
entstehen kann. Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation für angemessen 
hält, sachkundigen Rat einzuholen, kann er sich der Unterstützung durch Dritte be-
dienen. So können die die Emission begleitenden Konsortialbanken dem Vorstand 
in geeigneter Form versichern, dass eine nennenswerte Verwässerung des Wertes 
der Aktien nicht zu erwarten ist. Auch durch eine unabhängige Bank oder einen 
Sachverständigen kann dies bestätigt werden. Unabhängig von dieser Prüfung 
durch den Vorstand ist eine marktgerechte Konditionenfestsetzung und damit die 
Vermeidung einer nennenswerten Verwässerung im Falle der Durchführung eines 
Bookbuilding-Verfahrens gewährleistet. Bei diesem Verfahren werden die Schuld-
verschreibungen nicht zu einem festen Ausgabepreis angeboten; vielmehr wird der 
Ausgabepreis bzw. werden einzelne Bedingungen der Schuldverschreibungen (z.B. 
Zinssatz und Wandlungs- bzw. Optionspreis) auf der Grundlage der von Investoren 
abgegebenen Kaufanträge festgelegt. Die Verwaltung wird bei der Ausnutzung die-
ser Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts einen etwaigen Abschlag auf die 
Ausgabekonditionen gegenüber dem ermittelten Marktwert möglichst gering halten 
und auf maximal 5% beschränken. All dies stellt sicher, dass eine nennenswerte 
Verwässerung des Werts der Aktien durch den Bezugsrechtsausschluss nicht ein-
tritt.  
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Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit es er-
forderlich ist, um den Inhabern oder Gläubigern von Inhabern von Schuldverschrei-
bungen ein Bezugsrecht zu geben, sofern die Bedingungen des jeweiligen Wand-
lungs- und Optionsrechts dies vorsehen. Solche Wandlungs- und Optionsrechte ha-
ben zur erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt einen Verwässerungsschutz, der 
vorsieht, dass den Inhabern oder Gläubigern bei nachfolgenden Emissionen ein Be-
zugsrecht eingeräumt werden kann, wie es Aktionären zusteht. Sie werden damit so 
gestellt, als seien sie bereits Aktionäre. Um die Wandlungs- und Optionsrechte mit 
einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, muss das Bezugsrecht 
der Aktionäre ausgeschlossen werden. Dies dient der erleichterten Platzierung der 
Wandlungs- und Optionsrechte und damit den Interessen der Aktionäre an einer 
optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft. 

Außerdem haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der 
Gesellschaft auch nach Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten jederzeit 
durch Zukäufe von Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten.  

Die Gesellschaft soll ferner die Möglichkeit erhalten, Schuldverschreibungen im 
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unterneh-
men oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich 
der Erhöhung bestehenden Anteilsbesitzes) an Stelle von Geldleistungen als Ge-
genleistung anbieten zu können. Die Ermächtigung soll der Gesellschaft den not-
wendigen Handlungsspielraum geben, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb 
von anderen Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder von Teilen von Un-
ternehmen sowie zu Unternehmenszusammenschlüssen schnell und flexibel aus-
nutzen zu können. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts 
Rechnung. Bei der Festlegung der Options- oder Umtauschbedingungen wird der 
Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt blei-
ben. In der Regel wird er sich dabei am Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft 
orientieren und die Vorgaben der Ermächtigung zur Bestimmung des Ausgabebe-
trages der Options- oder Wandelanleihen beachten. Eine schematische Anknüpfung 
an einen Börsenkurs ist indes nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses in Frage zu 
stellen.  
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4. Angaben zu Punkt 10 der Tagesordnung: Bericht des Vorstands an die Haupt-
versammlung zu Punkt 10 der Tagesordnung gemäß Art. 5 SE-VO i.V.m. §§ 
203 Abs. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

Der Vorstand hat zu Punkt 10 der Tagesordnung zur Hauptversammlung am 16. 
Mai 2023 einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den Ausschluss des Be-
zugsrechts nach Art. 5 SE-VO i.V.m. §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
erstattet. Der Bericht hat folgenden Inhalt: 

Das Genehmigte Kapital 2018/VI soll aufgrund des teilweisen Zweckwegfalls und 
des Auslaufens der Ermächtigung durch ein neues Genehmigtes Kapital in Höhe 
von EUR. 4.000.000,00 ("Genehmigtes Kapital 2023/I") ersetzt werden. 

Zur Beibehaltung des Handlungsspielraums der Gesellschaft um kurzfristig – in-
nerhalb des Rahmens der Ermächtigung – auf zukünftige Finanzierungserforder-
nisse flexibel reagieren und das Eigenkapital bei Bedarf kurzfristig stärken zu kön-
nen, wird um den Beschluss der Hauptversammlung gebeten.  

Grundsätzlich steht den Aktionären bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2023/I ein Bezugsrecht zu. Damit die Verwaltung diese Möglichkeit dem Interesse 
der Gesellschaft entsprechend optimal und flexibel nutzen kann, soll der Beschluss 
für verschiedene in dem Beschlussvorschlag benannte Zwecke eine Ermächtigung 
vorsehen, das Bezugsrecht auszuschließen: 

Die beantragte Ermächtigung sieht erstens vor, dass die Verwaltung berechtigt sein 
soll, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn infolge des Bezugsver-
hältnisses Spitzen entstehen. Der Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich der et-
waigen Spitzenbeträge dient nur dazu, die Ausnutzung der Ermächtigung durch 
runde Beträge zu ermöglichen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossenen neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 
Da sich ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts auf Spitzenbeträge beschränkt, 
ist ein möglicher Verwässerungseffekt gering. 

Zweitens soll die Verwaltung ermächtigt werden, das Bezugsrecht auszuschließen, 
wenn das Kapital gegen Sacheinlagen erhöht werden soll. Diese Möglichkeit zum 
Bezugsrechtsausschluss soll den Vorstand insbesondere in die Lage versetzen, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats in geeigneten Fällen Unternehmen oder Beteiligun-
gen an Unternehmen oder sonstige Wirtschaftsgüter gegen Überlassung von Aktien 
der Gesellschaft zu erwerben oder sich mit anderen Unternehmen – insbesondere 
im Wege der Verschmelzung – zusammenzuschließen. Hierdurch soll die Gesell-
schaft die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten schnell 
und flexibel auf vorteilhafte Angebote oder sich sonst bietende Gelegenheiten zum 
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Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen, die in verwandten 
Geschäftsbereichen tätig sind, zu reagieren. Nicht selten ergibt sich die Notwendig-
keit, als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien bereitzustellen. Die Verwaltung 
wird die Möglichkeit der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage unter Ausschluss des 
Bezugsrechts aus dem Genehmigten Kapital 2023/I insbesondere für Akquisitionen 
nur dann auszunutzen, wenn der Wert der neu ausgegebenen Aktien und der Wert 
der Gegenleistung, d.h. des zu erwerbenden Unternehmens bzw. der zu erwerben-
den Beteiligung oder sonstiger Wirtschaftsgüter, in einem angemessenen Verhält-
nis stehen.  

Drittens soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei 
Barkapitalerhöhungen ausschließen können, wenn die Aktien zu einem Betrag aus-
gegeben werden, der den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Diese von § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorgesehene Möglichkeit soll es der Gesellschaft ermögli-
chen, Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen und einen Kapitalbedarf kurz-
fristig zu decken. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts wird eine Platzierung 
nahe am Börsenkurs ermöglicht, so dass der bei Bezugsemissionen übliche Ab-
schlag entfällt. Bei einem solchen Bezugsrechtsausschluss nahe am Börsenkurs darf 
die Barkapitalerhöhung im Zeitpunkt ihrer Ausübung 10% des bestehenden Grund-
kapitals nicht übersteigen. Dies trägt den Bedürfnissen der Aktionäre nach Verwäs-
serungsschutz für ihren Anteilsbesitz Rechnung. Jeder Aktionär kann zur Aufrecht-
erhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am 
Markt erwerben. 

Viertens soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit es erforder-
lich ist, um den Inhabern von Wandlungs- und Optionsrechten ein Bezugsrecht auf 
neue Aktien zu geben, sofern die Bedingungen des jeweiligen Wandlungs- und Op-
tionsrechts dies vorsehen. Solche Wandlungs- und Optionsrechte haben zu erleich-
terten Platzierung am Kapitalmarkt einen Verwässerungsschutz, der vorsieht, dass 
den Inhabern bei nachfolgenden Aktienemissionen ein Bezugsrecht auf neue Ak-
tien eingeräumt werden kann, wie es Aktionären zusteht. Sie werden damit so ge-
stellt, als seien sie bereits Aktionäre. Um die Wandlungs- und Optionsrechte mit 
einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, muss das Bezugsrecht 
der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Dies dient der erleichterten 
Platzierung der Wandlungs- und Optionsrechte und damit den Interessen der Akti-
onäre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft.  

Bei den anderen in § 186 Abs. 5 Satz 1 des AktG genannten Unternehmen handelt 
es sich um Unternehmen, die nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen (KWG) tätig sind.  
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Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von der Möglichkeit des Bezugsrechtsaus-
schlusses im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2023/I Gebrauch gemacht werden 
soll, bestehen zurzeit nicht. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächti-
gung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Ge-
brauch machen wird. Er wird dies nur tun, wenn es nach Einschätzung des Vor-
stands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit auch im Inte-
resse ihrer Aktionäre liegt. Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede 
Ausnutzung der Ermächtigung berichten. 

Der Ausgabebetrag kann naturgemäß derzeit nicht festgesetzt werden, da es an ei-
ner konkreten Verwendungsabsicht fehlt. Die Festsetzung des jeweiligen Ausgab-
ebetrags obliegt daher kraft Gesetzes dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-
rats.  

Bei Abwägung aller genannten Umstände hält der Vorstand – wie auch der Auf-
sichtsrat der Westwing Group SE – den Ausschluss des Bezugsrechts in den ge-
nannten Fällen, auch unter Berücksichtigung des Verwässerungseffekts zu Lasten 
der Aktionäre, für grundsätzlich und nach einer sorgfältigen Abwägung im Einzel-
fall sachlich gerechtfertigt und angemessen. 

5. Freiwillige Selbstverpflichtung des Vorstands hinsichtlich der Beschränkung 
des Ausschlusses des Bezugsrechts 

Der Hauptversammlung wird in den Tagesordnungspunkten 9 und 10 eine Ermäch-
tigung zur Ausgabe von Options-/Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombination dieser Instru-
mente einschließlich eines korrespondierenden Bedingten Kapitals 2023 sowie ein 
neues Genehmigtes Kapital 2023/I vorgeschlagen. Beide Beschlussvorschläge ent-
halten eine Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre. 

Der Vorstand erklärt, dass die aufgrund der vorstehenden Ermächtigungen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien bzw. Rechte, die zum Bezug 
von Aktien berechtigen oder verpflichten in Summe einen anteiligen Betrag von 
10% des Grundkapitals nicht übersteigen dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt der 
Eintragung dieser Beschlussfassungen noch – falls dieser Wert geringer ist – im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigungen. Soweit während der Laufzeit die-
ser Ermächtigungen von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe von Aktien Ge-
brauch gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die 
10%-Begrenzung anzurechnen. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedie-
nung von während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
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Bezugsrechts aus anderen Ermächtigungen begebenen Rechten, die zum Bezug von 
Aktien berechtigen oder verpflichten, ausgegeben werden oder auszugeben sind. 
Die gemäß den beiden vorstehenden Sätzen verminderte Obergrenze zum Bezugs-
rechtsausschluss wird durch eine von der Hauptversammlung neu beschlossene Er-
mächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre wieder erhöht, soweit 
die neue Ermächtigung reicht, höchstens aber bis zu 10% entsprechend Satz 1 die-
ses Absatzes. 

III. Weitere Angaben zur Einberufung 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung 

Zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im 
Bundesanzeiger beträgt das Grundkapital der Gesellschaft EUR 20.903.968,00 und 
ist eingeteilt in 20.903.968 Stückaktien. In dieser Gesamtzahl der Aktien sind zum 
Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im Bun-
desanzeiger auch 556.918 eigene Aktien der Gesellschaft enthalten, aus denen der 
Gesellschaft gemäß § 71b AktG keine Rechte zustehen. Die Gesamtzahl der teil-
nahme- und stimmberechtigten Aktien im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Ein-
berufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger beträgt somit 20.347.050. 

1. Teilnahme an der Hauptversammlung  

Sollte es zu dem Zeitpunkt der Hauptversammlung pandemiebedingte Vorgaben für 
Veranstaltungen geben, werden Hinweise hierzu auf der Webseite der Gesellschaft 
unter  

https://ir.westwing.com/hv 

veröffentlicht.  

Teilnahmeberechtigt an der Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktionäre, die 
sich vor der Hauptversammlung rechtzeitig in Textform (§ 126b BGB) angemeldet 
und ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben. Der Nachweis des Aktienbesitzes ist 
durch Vorlage eines vom Letztintermediär in Textform (§ 126b BGB) in deutscher 
oder englischer Sprache ausgestellten Nachweis über den Anteilsbesitz oder durch 
Vorlage eines Nachweises gemäß § 67c Abs. 3 AktG zu erbringen. Der Nachweis 
über den Aktienbesitz bei der Gesellschaft hat sich auf den Beginn des 25. April 
2023, 0:00 Uhr (MESZ), ("Nachweisstichtag") zu beziehen. 
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Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes müssen der Gesellschaft spä-
testens bis zum Ablauf des 9. Mai 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer der folgen-
den Kontaktmöglichkeiten zugehen: 

Westwing Group SE 
c/o HVBEST Event-Service GmbH 
Mainzer Straße 180 
66121 Saarbrücken 
oder per E-Mail: westwing-hv2023@hvbest.de 

Nach Eingang des Nachweises des Anteilsbesitzes werden den Aktionären Eintritts-
karten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Ein-
trittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung 
der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge 
zu tragen.  

Bedeutung des Nachweisstichtags 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
nur als Aktionär, wer den Nachweis über den Aktienbesitz erbracht hat. Die Be-
rechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und der Umfang des Stimm-
rechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Aktienbesitz zum Nachweis-
stichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des 
Aktienbesitzes einher, d. h., die Aktionäre können über ihre Aktien auch nach er-
folgter Anmeldung verfügen. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Ver-
äußerung des Aktienbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Berechtigung 
zur Teilnahme an der Hauptversammlung und den Umfang des Stimmrechts aus-
schließlich der Aktienbesitz zum Nachweisstichtag maßgeblich, d. h. Veräußerun-
gen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die 
Teilnahme an der Hauptversammlung und auf den Umfang des Stimmrechts. Ent-
sprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien nach dem Nachweisstich-
tag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst da-
nach Aktionär werden, sind für die von ihnen gehaltenen Aktien nur teilnahme- und 
stimmberechtigt, wenn und soweit sie sich von dem am Nachweisstichtag Berech-
tigten bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung nach entsprechender 
Vollmachtserteilung auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. einen Intermediär, 
eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer 
Wahl, vertreten lassen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann 
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die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. Auch im Falle der 
Vertretung des Aktionärs sind die fristgerechte Anmeldung eines Aktionärs und der 
rechtzeitige Nachweis des Anteilsbesitzes wie vorstehend beschrieben erforderlich. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). 

Wird ein Intermediär im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, eine Aktionärsvereinigung, 
ein Stimmrechtsberater oder eine sonstige Person im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG 
bevollmächtigt, so können abweichende Regelungen bestehen, die jeweils bei die-
sen zu erfragen sind. Ein Verstoß gegen diese und bestimmte weitere in § 135 AktG 
genannte Erfordernisse für die Bevollmächtigung eines Intermediärs im Sinne von 
§ 67a Abs. 4 AktG, einer Aktionärsvereinigung, eines Stimmrechtsberaters oder ei-
ner sonstigen Person im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG beeinträchtigt allerdings ge-
mäß § 135 Abs. 7 AktG die Wirksamkeit der Stimmabgabe nicht. 

Ein Formular für die Erteilung einer Vollmacht ist auf der Eintrittskarte, die den 
Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nach-
weises des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, abgedruckt. Ein 
entsprechendes Formular ist zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich. 

Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann dadurch geführt werden, dass 
der Bevollmächtigte am Tag der Hauptversammlung die Vollmacht an der Zu-
gangskontrolle vorweist. Er kann der Gesellschaft ferner an die folgende Adresse 
oder E-Mail-Adresse übermittelt werden, aus organisatorischen Gründen muss die-
ser bis zum 15. Mai 2023, 24:00 Uhr (MESZ), zugegangen sein: 

Westwing Group SE 
c/o HVBEST Event-Service GmbH 
Mainzer Straße 180 
66121 Saarbrücken 
oder per E-Mail: westwing-hv2023@hvbest.de 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte wei-
sungsgebundene Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. Die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht ausschließlich auf der 
Grundlage der vom Aktionär erteilten Weisungen aus und haben das Recht, 
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Untervollmacht zu erteilen. Die Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso wie die Erteilung von Weisungen der Textform 
(§ 126b BGB). Soweit keine ausdrückliche oder eine widersprüchliche oder unklare 
Weisung erteilt worden ist, werden sich die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter zu den entsprechenden Beschlussgegenständen der Stimme enthal-
ten; dies gilt immer auch für sonstige Anträge. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt 
eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Haupt-
versammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungs-
punkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstim-
mung. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nehmen weder im 
Vorfeld der Hauptversammlung noch während der Hauptversammlung Aufträge zu 
Wortmeldungen, zum Stellen von Fragen oder Anträgen oder zum Einlegen von 
Widersprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung entgegen. 

Das Vollmachts- und Weisungsformular für die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter und die entsprechenden Erläuterungen sind auf der Eintritts-
karte, die den Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung 
und des Nachweises des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, ab-
gedruckt. Ein entsprechendes Formular ist zudem auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter  

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich. 

Vollmachten mit den Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft müs-
sen aus organisatorischen Gründen spätestens bis zum Ablauf des 15. Mai 2023, 
24.00 Uhr (MESZ) (Eingang), an die zuvor im Abschnitt "Stimmrechtsvertretung" 
genannte Adresse oder E-Mail-Adresse zugehen. 

Während der Hauptversammlung können Vollmachten und Weisungen an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bis zum Ende der Generaldebatte 
an der Zu- bzw. Abgangskontrolle erteilt, geändert oder widerrufen werden. 

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung nebst Weisungen an die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter sind Anmeldung und Nachweis des Aktien-
besitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden Bedingungen erforderlich. 
Dies schließt – vorbehaltlich der vorgenannten Bedingungen für die Erteilung einer 
Vollmacht nebst Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter – eine Erteilung der Vollmacht nebst Weisungen an die Stimmrechtsver-
treter der Gesellschaft nach Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes nicht aus. 
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Weitere Informationen zur Abstimmung  

Die vorgesehenen Abstimmungen zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 4 sowie 7 
bis 10 haben verbindlichen, die vorgesehenen Abstimmungen zu Tagesordnungs-
punkt 5 und 6 haben empfehlenden Charakter im Sinne der Tabelle 3 des Anhangs 
der DurchführungsVO (EU) 2018/1212. Es besteht jeweils die Möglichkeit, mit Ja 
(Befürwortung) oder Nein (Ablehnung) zu stimmen oder Enthaltung abzugeben. 

 

Rechte der Aktionäre gemäß Art. 56 Sätze 2 und 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, 
§§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 AktG  

a) Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung gemäß Art. 56 Sätze 2 und 3 
SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile alleine oder zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies ent-
spricht 500.000 Aktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf 
die Tagesordnung der Hauptversammlung gesetzt und bekannt gemacht wer-
den. Dieses Quorum ist gemäß Art. 56 Satz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
2157/2001 des Rates über das Statut der Europäischen Gesellschaft ("SE-
VO") in Verbindung mit § 50 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates über das Statut der Europäischen Ge-
sellschaft ("SEAG"), § 122 Abs. 2 AktG für Ergänzungsverlangen der Akti-
onäre einer Europäischen Gesellschaft (SE) erforderlich. 

Die Antragssteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen 
vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass 
sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten, 
wobei § 70 AktG bei der Berechnung der Aktienbesitzzeit Anwendung findet. 
Der Tag des Zugangs des Verlangens ist nicht mitzurechnen. Eine Verlegung 
von einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich 
vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die 
§§ 187 bis 193 BGB sind nicht entsprechend anzuwenden. Jedem neuen Ge-
genstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und 
muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung, also 
spätestens bis zum Ablauf des 15. April 2023, 24:00 Uhr (MESZ), zugegan-
gen sein. Entsprechende Verlangen sind an folgende Adresse zu richten:  
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Westwing Group SE 
Vorstand 
Moosacher Straße 88 
80809 München 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit dies 
nicht bereits mit der Einberufung geschehen ist – unverzüglich nach Zugang 
des Verlangens in gleicher Weise wie die Einberufung bekanntgemacht.  

b) Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß Art. 56 Sätze 
2 und 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, §§ 126 Abs. 1, 127 AktG  

Aktionäre können Gegenanträge gegen Vorschläge des Vorstands und/oder 
des Aufsichtsrats zu bestimmten Punkten der Tagesordnung gemäß § 126 
Abs. 1 AktG sowie Vorschläge zu Wahlen gemäß § 127 AktG übersenden. 

Solche Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich an eine der fol-
genden Kontaktmöglichkeiten zu richten:  

Westwing Group SE 
Investor Relations 
Moosacher Straße 88 
80809 München 
oder per E-Mail: ir@westwing.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden nicht be-
rücksichtigt. 

Rechtzeitig, d.h. bis zum Ablauf des 1. Mai 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter 
einer der vorstehenden Kontaktmöglichkeiten eingegangene und zugänglich 
zu machende Gegenanträge und/oder Wahlvorschläge werden den Aktionä-
ren einschließlich des Namens des Aktionärs sowie einer etwaigen Begrün-
dung auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://ir.westwing.com/hv 

unverzüglich zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwal-
tung werden ebenfalls dort veröffentlicht.  

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner etwaigen Begrün-
dung bzw. eines Wahlvorschlags kann die Gesellschaft unter den in § 126 
Abs. 2 AktG (in Verbindung mit § 127 Satz 1 AktG) genannten Vorausset-
zungen absehen. Die Begründung braucht beispielsweise nicht zugänglich 
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gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Ei-
nen Wahlvorschlag braucht der Vorstand nach § 127 Satz 3 AktG auch dann 
nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach 
§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG enthält. 

c) Auskunftsrecht nach Art. 5 SE-VO, § 131 Abs. 1 AktG 

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter ver-
langen, dass der Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft 
gibt, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesord-
nung erforderlich ist. Die Pflicht zur Auskunft erstreckt sich auch auf die 
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem ver-
bundenen Unternehmen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung 
des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Auskunftsverlangen sind 
in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der Ausspra-
che zu stellen. Der Vorstand darf die Auskunft aus den in § 131 Abs. 3 Satz 
1 AktG genannten Gründen verweigern.  

Nach § 18 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter 
das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken. 

d) Weitergehende Erläuterungen 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach Art. 56 
Sätze 2 und 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Absatz 2, §§ 126 Absatz 1, 
127 AktG und § 131 Abs. 1 AktG stehen auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter  

https://ir.westwing.com/hv 

zur Verfügung. 

2. Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft 

Diese Einladung zur Hauptversammlung sowie etwaige zu den Tagesordnungs-
punkten gesetzlich zugänglich zu machende Unterlagen einschließlich der erforder-
lichen Informationen nach § 124a AktG, etwaige zugänglich zu machende Gegen-
anträge, Wahlvorschläge und Ergänzungsverlangen von Aktionären, weitergehende 
Erläuterungen zu den oben dargestellten Rechten der Aktionäre sowie die Gesamt-
zahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung sind ab dem Zeit-
punkt der Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite der Gesell-
schaft unter 
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https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich. Dort werden nach der Hauptversammlung auch die festgestellten Ab-
stimmungsergebnisse veröffentlicht. 

3. Informationen zum Datenschutz für Aktionäre und ihre Bevollmächtigten 

Ihre personenbezogenen Daten werden für die im Aktiengesetz vorgeschriebene 
Führung des Aktienregisters, zur Kommunikation mit Ihnen als Aktionär sowie zur 
Durchführung unserer Hauptversammlung verarbeitet. Darüber hinaus werden Ihre 
Daten für damit in Zusammenhang stehende Zwecke und zur Erfüllung weiterer 
gesetzlicher Pflichten (z.B. Nachweis- oder Aufbewahrungspflichten) verwendet. 
Nähere Informationen zum Datenschutz finden Sie unter 

https://ir.westwing.com/hv 

 

München/Berlin, im April 2023 

Westwing Group SE 
Der Vorstand 


